
• , Bundesnetzagentur 

- für die Landesregulierungsbehörde -	 Aktenzeichen: BK9-11/8208 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs.1. EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 5 

und 10 ARegV 

wegen 	 Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

für die zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017) 

hat die Beschlusskammer 9 d~r Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Helmut Fuß, 

den Beisitzer Jörg Mallossek 

und den Beisitzer Roland Naas, 

gegenüber der EEV Energie-Ems-Veclite GmbH & Co. KG, Gildkamp 10, 48529 

Nordhorn, diese vertret.en durch die EEV Energie-Ems-Vechte Verwaltungs GmbH, 

diese gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführung 

- Netzbetreiber 

am 21 .10.2013 beschlossen: 
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

1. 	 Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers werden für den 

Zeitraum vom 01 .01 .2013 bis zum 31.12.2017 gemäß Anlage A1. Kalender­

jährliche Erlösobergrenzen dieses Beschlusses festgelegt. 

2. 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres 

- erstmalig zum 01 .01 .2013 - die Erlösobergrenze für das jeweilige Kalender­

jahr anzupassen, sofern sich der Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 

ARegV, dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 1 bis 4, 6 bis 11 und 13, S. 3 ARegV oder volatile Kostenanteile nach § 11 

Abs. 5 ARegV ändern. 

3. 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, den Übergang von Netzen, Netzzusammen­

schlüssen und ~aufspaltungen nach § 26 ARegV unverzüglich schriftlich bei 

der Beschlusskammer anzuzeigen. 

4. 	 Dem Antrag auf Gewährung eines pauschalierten Investitionszuschlags wird 

gemäß Anlage III und Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, 

Zelle 054 stattgegeben. 
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GRÜNDE 

1. Sachverhalt 

Die Beschlusskammer hat gemäß § 2 ARegV am 02.09.2011 von Amts wegen ein 

Verfahren zur Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 1 und 2 ARegV ein­

geleitet. Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen 

Sitz hat, wurde gemäß § 55 Abs. 1 S. 2 EnWG über die Einleitung des Verfahrens 

informiert. 

1. Ermittlung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV 

Zum Zwecke der Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netz­

betreibers hat die Beschlusskammer gemäß§ 6 Abs. 1 ARegV eine Kostenprüfung 

zur Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgeführt. Die erforderlichen Kostendaten 

des Netzbetreibers wurden auf Grundlage c;ler Festlegung vom 13.04.2011 (BK9­

11 /605-1, ABI. 08/2011, S. 1438 ff.) erhoben. Die von der Beschlusskammer danach 

ermittelten Gesamtkosten wurden dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 21 .12.2011 

mitgeteilt. Der Netzbetreiber hat hierzu mit Schreiben vom 25.01 .2012 gemäß 

§ 67 Abs. 1 EnWG Stellung genommen. Nach eingehender Würdigung der Stellung­

nahme hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 17.04.2012 

die aus ihrer Sicht berücksichtigungsfähigen Gesamtkosten mitgeteilt (Anlagen 1und 

II). 

Aufgrund der Änderung der Rechtslage zum 01.01 .2013 (§ 32 Abs. 7 GasNEV) wa­

ren die von der Beschlusskammer nach§ 30 Abs. 2 Nr. 2 GasNEV i.V.m. § 29 Abs. 2 

EnWG am 26.10.2011 bundeseinheitlich festgelegten Preisindizes (BK9-11/602) 

nicht mehr heranzuziehen. Stattdessen sind die Indexreihen nunmehr nach § 6a 

GasNEV zu bestimmen. Für die Neuberechnung des Ausgangsniveaus war eine zu­

sätzliche Abfrage der Anlagengruppen IV.1.1 bis IV.1.3 durchzuführen. Hierfür hat 

die Beschlusskammer am 10.07.2013 in einem Schreiben alle Unternehmen, die 

Stahlrohrleitungen betreiben, aufgefordert, einen Erhebungsbogen auszufüllen, in 

dem die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der genannten Anla­

gengruppen für die einzelnen Jahresscheiben dargestellt ist. Diese Datenabfrage 

bildete die Grundlage für die Zuordnung der entsprechenden Indexreihen. 
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Darüber hinaus wird der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des 

Eigenkapitals gemäß § 32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01 .2013 nach § 7 Abs. 7 

GasNEV verzinst(§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich danach als 

Mi~~lwert des auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen 

Durchschnitts von drei durch die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsren­

diten. 

2. Dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV 

Für die Ermittlung des Anteils der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile ge­

mäß § 11 Abs. 2 ARegV an den Gesamtkosten gemäß § 6 Abs. 1 ARegV waren wei­

tere Informationen notwendig, die beim Netzbetreiber abgefragt wurden . Der Netz­

betreiber wurde mit dem vorstehenden Schreiben aufgefordert, eine elektronisch be­

reitgestellte XLS-Datei („UELRG_KB_2010.xls") zu befüllen und diese mit dazugehö­

rigen Erläuterungen der Umbuchungen zu übermitteln. Die· Übermittlung der Überlei­

tungsrechnung durch den Netzbetreiber erfolgte am 26.04.2012 über das Energieda­

ten-Portal der Bundesnetzagentur. 

Die Überleitungsrechnung war ausgehend von den ermittelten und konsolidierten 

Kostenwerten auszufüllen. Der Netzbetreiber hatte dabei die Möglichkeit, Kostenan­

teile umzubuchen. Die vorgenommenen Umbuchungen waren mit laufenden Num­

mern zu kennzeichnen und zu erläutern. Die in der Überleitungsrephnung übermittel­

ten Daten wurden auf ihre Konsistenz, Plausibilität und Valid ität überprüft und gege­

benenfalls angepasst. 

Bei Netzbetreibern im Zusammenhang mit der Überlassung betriebsnotwendiger An­

lagegüter durch Dritte (Pachtverhältnisse) anfallende und· in Verpächterbögen erfass­

te Kosten oder Kostenbestandteile wurden von der Beschlusskammer kostenarten­

scharf in die Überleitungsrechnung des Pächters integriert und die für diese Aufwen­

dungen in der Überleitungsrechnung des Pächters bestimmte Kostenposition Ziffer 

„ 1.1.2.2. - Aufwendungen für überlassene Netzinfrastruktur" wurde auf Null gesetzt, 

sofern der Kostenprüfung für das jeweilige Pachtverhältnis ein separater Erhebungs­

bogen zu Grunde gelegt wurde. 

Dem Netzbetreiber wurde mit Schreiben vom .03.05.2012 das Ergebnis der Prüfung 

mitgeteilt (Anlage IV). 
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3. Ermi.ttlung von Vergleichsparametern gemäß § 13 Abs. 3 ARegV 

Um die Ermittlung von Vergleichsparametern gemäß § 13 Abs. 3 ARegV durchführen 

zu können, war eine Strukturdatenabfrage bei allen Netzbetreibern vorzunehmen, die 

keine Genehmigung zur Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 

S. 3 ARegV erhalten hatten. Die erforderlichen Strukturdaten der Netzbetreiber wur­

den von der Bundesnetzagentur auf Grundlage der Festlegung vom 01.03.2011 

(BK9-11/603) erhoben. Die ü_bermittlung der Strukturdaten hatte grundsätzlich bis 

zum 01.09.2011 über das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur zu erfolgen. 

Die Bundesnetzagentur hat die vom Netzbetreiber übermittelten Daten einer Konsis­

tenz- und Plausibilitätskontrolle unterzogen. Der Netzbetreiber wurde im Falle beo­

bachteter Inkonsistenzen oder unplausibler Datenübermittlungen aufgefordert, diese 

zu erläutern und, sofern eine Adjustierung der Daten erforderlich war, die korrigierten 

Daten erneut unter Verwendung des Web-Formulars im Energiedaten-Portal der 

Bundesnetzagentur zu übermitteln. 

Mit Schreiben vom 27.04.2012 wurde dem Netzbetreiber eine erste Datenquittung 

zur Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und Ge­

bietseigenschaften gemäß § 13 Abs. 3 ARegV übersandt. Die Bundesnetzagentur 

hat dabei die auf Konsistenz und Plausibilität geprüften Daten des Netzbetreibers, 

die hieraus errechneten Datengrößen, die übermittelte Liste der Amtlichen Gemein­

deschlüssel des Versorgungsgebiets (AGS-Liste), die im Falle der Teilversorgung 

einzelner AGS übermittelten relevanten Versorgungsgebietsgrenzen sowie die Abbil­

dung des Versorgungsgebiets übermittelt. Dem Netzbetreiber wurde Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben. Nach Würdigung der eingegangenen Stt~llungnahme hat 

die Bundesnetzagentur dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 31 .05.2012 eine zwei­

te Datenquittung übersandt. Diese enthielt ermittelte Werte zur Bevölkerungszahl, zu 

den Bodenklassen sowie zur Höhe, Neigung, Straßenlänge, Schienenlänge und An­

zahl an Brücken des Versorgungsgebietes. Die Bundesnetzagentur hat ferner in die­

se zweite Datenquittung auf Anregung der Netzbetreiber die potenzielle zeitgleiche 

Jahreshöchstlast aller Ausspeisungen aufgenommen. Auch zu dieser zweiten Da­

tenquittung würde dem Netzbetreiber Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Et­

waige durch Netzbetreiber geltend gemachte und begründete Korrekturen wurden 

berücksichtigt. 

Bei den Schreiben zur Datenquittung wurde jeweils darauf hingewiesen, dass die 

Bundesnetzagentur im Falle einer unterbleibenden Äußerung die in den Datenquit-
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tungen enthaltenen Strukturdaten der Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der 

Effizienzwerte zu Grunde legen wird. 

4. 	 Effizienzvergleichsmodell und Ausgestaltung der Methoden gemäß Anla­

ge 3 ARegV 

Das Beraterkonsortium Frontier Economics/Consentec/ite hat auf Grundlage der er­

hobenen Daten ein Effizienzvergleichsmodell entwickelt. Am 28.09.2012 fand in den 

Räumlichkeiten der Bundesnetzagentur eine Anhörung mit den Wirtschafts- und 

Verbrauchervertretern gemäß § 12 Abs. 1 S. 2 ARegV zur Ausgestaltung der in An­

lage· 3 zu § 12 ARegV aufgeführten Methoden zur Effizienzwertermittlung statt. Den 

Wirtschafts- und Verbrauchervertretern wurde die Möglichkeit zur schriftlichen Stel­

lungnahme bis zum 19.10.2012 eingeräumt. Bei der Bundesnetzagentur sind insge­

samt 5 Stellungnahmen eingegangen. 

In den Stellungnahmen wurde insbesondere vorgetragen, dass weitere Analysen 

vorgenommen werden müssten. Neben Tests aller in der Datenabfrage erhobenen 

Werte als mögliche Parameter müsse insbesondere eine Untersuchung der Mess­

stellen und des City-Effekts erfolgen. Auch sei der Einfluss der ehemaligen regiona­

len Fernleitungsnetzbetreiber zu untersuchen. Der Parameter Bodenklasse 456 

müsse alternativ über die Leitungslänge anstelle der versorgten Fläche ermittelt wer­

den. Ferner seien weitere Normierungsfaktoren neben den Ausspeisepunkten zu 

testen. Ein Netzbetreiber forderte die Berücksichtigung eines Parameters zur Einbe­

ziehung regionaler Besonderheiten äes Lohnniveaus. 

Im Hinblick auf die Kostentreiberanalyse wurde vorgetragen, dass die Beurteilungs­

kriterien für die Durchführung der OLS (ordinary least squares, Methode der kleins­

ten Quadrate) erläutert werden müssten und alle in der Datenabfrage erhobenen 

Werte als mögliche Kostentreiber zu untersuchen seien. 

Zur Durchführung der Stochastischen Frontier Analyse (SFA) wurde unter _anderem 


vorgetragen, dass die methodischen Grundannahmen einer weiteren Überprüfung 


. zuzuführen seien. So müssten die Annahmen zur V~rteilung des lneffizienzterms 


begründet und die Exponentialverteilung getestet werden. Die Annahmen der Ska­


lenerträge aus Schätzergebnissen seien nicht nachvollziehbar. Im Rahmen der Aus· 


reißeranalyse solle der Grenzwert für Cooks Distance weniger streng gesetzt werden 
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Im Hinblick auf die Dateneinhüllungsanalyse (DEA) wurde vorgetragen, dass insofern 

die Durchführung einer Second-Stage Analyse notwendig sei. Das Strukturdatum 

„Leitungen in km, die nicht als Parallelverlegung verlegt sind", solle als Parameter 

einfließen. Auch habe eine Analyse der Outputgewichte sowie der Unternehmens­

gewichte (Lambdas) stattzufinden. Schließlich wird angemerkt, dass ein Modell mit 

68 Netzbetreibern unterhalb der Mindesteffizienz von 60% nicht robust und plausibel 

sein könne. 

Allgemeiner wird vorgetragen, eine detaillierte Dokumentation der Berechnungser­

gebnisse - auch unter Bezugnahme auf die Ergebnisse des ersten bundesweiten 

Effizienzvergleichs - sei notwendig. Ebenso müsse eine detailliertere Dokumentation 

der Effizienzwertberechnung der Ausreißer erfolgen. 

5. 1. Anhörung 

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber unter anderem mit Schreiben vom 

19.12.2012 Gelegenheit gemäß § 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichti­

gen Entscheidung der Beschlusskammer zu äußern. Der Netzbetreiber hat unter an­

derem mit Schreiben vom 04.01 .2013 Stellung genommen. 

Der Netzbetreiber trägt in seiner Stell~ngnahme insbesondere vor, dass er mit der 

Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 1 und 2 ARegV für 

die zweite Regulierungsperiode einverstanden ist. Darüber hinaus hat der Netz­

betreiber die Berechnung zur Entwicklung des Regulierungskontos dem Schreiben 

beigefügt. 

Hinsichtlich der Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 

6. Bestimmung der Zu- und Abschläge gemäß§§ 5 Abs. 4, 34 Abs. 2 ARegV 

Gemäß der Festlegung der Erlösobergrenzen der ersten Regulierungsperiode hatte 

der Netzbetreiber jährlich zum 01 . Januar die Anpassungen der Erlösobergrenzen 

nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie die den Anpassungen zugrunde liegenden Änderun­

gen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV 

mitzuteilen. Ferner hatte er jeweils zum 30. Juni des darauf folgenden Kalenderjah­

res die zur Führung des Regulierungskontos nach § 5 ARegV notwendigen Daten 
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mitzuteilen. Die Beschlusskammer hat auf dieser Basis die gemeldeten Anpassun­

gen nach § 4 Abs. 3 ARegV überprüft und offene Fragen mit dem Netzbetreiber ge­

klärt. Sodann wurden die unter Berücksichtigung aller möglichen Anpassungen (§ 4 

Abs. 3, 4, § 26 ARegV) von der Beschlusskammer ermittelten zulässigen Erlöse dem 

Netzbetreiber mit Schreiben vom 21 .05.2013 mitgeteilt. Der Netzbetreiber wurde 

aufgefordert, der Beschlusskammer binnen 2 Wochen nach Zugang des Schreibens 

mitzuteilen, ob Korrekturbedarf an den ermittelten zul~ssigen Erlösen besteht. Eine 

darauf basierende etwaige Änderung der ermittelten zulässigen Erlöse wurde dem 

Netzbetreiber ggf. mitgeteilt. Abschließend hat die Beschlusskammer die gemäß 

§§ 5 Abs. 4 , 34 Abs. 2 ARegV bei der Bestimmung der kalenderjährl ichen Erlösober­

grenzen der zweiten Regulierungsperiode zu berücksichtigenden Zu- bzw. Abschlä­

ge ermittelt 

7. 2. Anhörung 

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 25.09.2013 Gele­

genheit gemäß§ 67 Abs. 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigen Entscheidung 

der Beschlusskammer zu äußern. Dem Anhörungsschreiben war eine CD mit den 

aktualisierten Strukturparameter beigefügt, die insbesondere die Aktualisierung der 

Bildung von Teilnetzen abbilden und die dem Effizienzvergleich zu Grunde gelegt 

worden sind_. In dem Schreiben führt die Beschlusskamemr aus, dass in der Vergan­

genheit bereits Teilaspekte der geplanten Festlegung (z.B. die Ermittlung des Aus­

gangsniveaus nach § 6 Abs. 1 ARegV) angehört worden seien. Bislang nicht ange­

hörte Aspekte waren insbesondere die Änderungen des Ausgangsniveaus gemäß§ 

6 Abs. 1 ARegV aufgrund der Änderung der GasNEV durch die Verordnung vom 

14.08.2013 und die Bestimmung des Zu- und Abschläge gemäß §§ 5 Abs. 4, 34 

Abs. 2 ARegV. 


Der Netzbetreiber hat unter anderem mit Schreiben vom 27.09.2013 Stellung ge­


nommen. Hierin führt er aus1 dass in der Anlage A 1 zur Übersicht Ober die jährlichen 


Erlösobergrenzen die Regulierungskontosalden nicht einberechnet wurden. 
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II. 	 Rechtliche Würdigung 

1. 	 Zuständigkeit 

Zuständige Regulierungsbehörde ist gemäß § 54 Abs.1 und Abs.2 Nr.1 EnWG die 

Landesregulierungsbehörde. 

Die Bundesnetzagentur handelt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben für das Land Nie­

dersachsen gemäß dem „Verwaltungsabkommen über die Wahrnehmung bestimm­

ter Aufgaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz" zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Land Niedersachsen vom 25.10.2005 (Bekanntmachung : Nie­

dersächsisches Ministerialblatt Nr. 44/2005, S. 945 f. vom 07.12.2005; in Kraft seit 

dem 08.12.2005). 

2. 	 Ermittlung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 


nach § 4 ARegV 


Die Festlegung der 	Erlösobergrenzen des Netzbetreibers für die zweite Regulie­

rungsperiode Gas erfolgt auf Grundlage ~es§ 29 Abs. 1 i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr.1 und 

§ 4 Abs. 1 und 2 ARegV. 

Die Regulierungsbehörde bestimmt die Obergrenzen der zulässigen Gesamterlöse 

eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten (Erlösobergrenze) gemäß § 4 Abs.1 · 

ARegV nach Maßgabe der §§ 5 bis 16 und 25 ARegV. Die Bestimmung der kalen­

derjährlichen Erlösobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 

1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG. 

Gemäß § 1 Abs. 1 ARegV werden die Entgelte für den Zugang zu Energieversor­

gungsnetzen ab dem 01.01.2009 im Wege der Anreizregulierung bestimmt. Die zwei­

te Regulierung~periode der Anreizregulierung dauert fünf Jahre (§ 3 Abs. 2 ARegV). 

Die Beschlusskammer bestimmt die Erlösobergrenze für jedes Kalenderjahr der ge­

samten Regulierungsperiode (§ 4 Abs. 2 S. 1 ARegV). Die kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen des Netzbetreibers in der zweiten Regulierungsperiode Gas (2013 bis 

2017) ergeben sich aus Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zellen 

E112 bis 1112. 
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Die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers erfolgt 

in der zweiten Regulierungsperiode gemäß § 7 ARegV in Anwendung der in Anlage 

1 zu § 7 ARegV enthaltenen Regulierungsformel 

E0 1~ KA "'· t+(KA '""' +(1-V 1)·KA •.0){~;1:- PF } EF 1+Oi+ (VK1- VK o) +S i1
Zur Bestimmung der Erlösobergrenzen ist in einem ersten Schritt das Ausgangsni­

veau gemäß § 6 Abs. 1 ARegV zu bestimmen. Daraufhin sind die dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile (K dnb,t), die vorübergehend nicht beeinflussbaren 

(KA vnb,o) und die beeinflussbaren Kosten (KA b,o) zu ermitteln. Zur Gewährleistung 

des gleichmäßigen Abbaus der beeinflussbaren Kosten ist sodann der Verteilungs­

faktor (V 1) gemäß § 16 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Im Anschluss sind die weiteren 

Bestandteile der Formel zu ermitteln, also der Wert für die um den sektoralen Pro­

duktivitätsfortschritt (PF 1) bereinigten allgemeinen Geldwertentwicklung (VPI 1I VPI 0) 

nach §§ 8 und 9 ARegV, der Erweiterungsfaktor (EF 1) nach § 1 O ARegV, ggf. das 

Qualitätselement (Q 1) nach § 18 ff. ARegV sowie der Saldo des Regulierungskontos 

(S 1) nach § 5 Abs.4 ARegV. 

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der für die 

zweite Regulierungsperiode ermittelten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers findet sich in Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen. 

2.1. 	 Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der ka­

lenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 6 ARegV 

Die Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der Erlös9bergrenze erfolgt 

auf Grundlage des § 6 ARegV. Für die zweite Regulierungsperiode ist gemäß § 6 

Abs. 1 ARegV eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 

GasNEV durchzuführen. 

Die Kostenprüfung erfolgt nach § 6 Abs. 1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor 

Beginn der Regulierungsperiode auf der Grundlage der Daten des letzten abge~ 

schlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß § 6 Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalen­

derjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrunde liegende Geschäftsjahr endet, als 

Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kostenprüfung auf der 

Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010. 
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Das von der Beschlusskammer ermittelte Ausgangsniveau des Basisjahres 201 0 er­

gibt sich aus den Anlagen 1 und II. 

2.2. 	 Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenan­

teile nach § 11 Abs. 2 ARegV 

Von dem gemäß § 6 Abs. 1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die Höhe der 

nach § 11 Abs. 2 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile im Basisjahr 

der jeweiligen Regulierungsperiode (KA dnb.o) zu bestimmen. 

Auf Grundlage der Überleitungsrechnung wurde der in den gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 2 

ARegV ermittelten Gesamtkosten enthaltene Anteil der dauerhaft nicht beeinflussba­

ren Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV ermittelt. Es wurden dabei die nachfol­

gend aufgeführten Kostenanteile berücksichtigt. 

2.2.1. 	 Konzessionsabgaben (S. 1 Nr. 2) 

Konzessionsabgaben sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 ARegV dauerhaft nicht be­

einflussbare Kostenanteile. Konzessionsabgaben sind Entgelte, die Energieversor­

gungsunternehmen für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Ver­

kehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren 

Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, entrich­

ten (§ 48 Abs. 1 EnWG). Neben den entstehenden Kosten sind auch die erzielten 

Erlöse zu berücksichtigen (BR-Drs. 417/07, S.51). Die Beschlusskammer geht davon 

aus, dass sich diese Kosten und Erlöse regelmäßig ausgleichen. Grund dafür ist, 

dass die von den Netzbetreibern aufgewendeten Kosten für Konzessionsabgaben 

den Netznutzern in gleicher Höhe in Rechnung gestellt werden. Folglich handelt es 

sich bei der Konzessionsabgabe um einen durchlaufenden Posten. Den Kosten 

müssen damit Erlöse in gleicher Höhe entgegenstehen. 

2.2.2. 	 Betriebssteuern (S. 1 Nr. 3) 

Betriebssteuern im Sinne des § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 ARegV sind alle Steuern , die in 

der Steuerbilanz abzugsfähige Betriebsausgaben sind (BR-Drs. 417/07, S.51). Steu­

ern sind gemäß§ 3 Abs. 1 AO Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine 
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besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen 

zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zu­

trifft. an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft. Dementsprechend unterfallen 

etwa Grundsteuern, die Kfz-Steuer oder Energiesteuern der Regelung des § 11 Abs. 

2 S. 1 Nr. 3 ARegV. Die kalkulatorische Gewerbesteuer gemäß § 8 GasNEV stellt 

keine Betriebssteuer nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 ARegV dar (siehe BGH, Beschl. v. 

09.07.2013, EnVR 37/11 ). 

2.2.3. 	 Kosten für die Inanspruchnahme der vorgelagerten Netz­

ebene (S. 1 Nr. 4) 

Die Kosten aus erforderlicher Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen sind ge­

mäß§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile . Die­

se Kosten umfassen die aus vorgelagerten Netzebenen auf nachgelagerte Netzebe­

nen überwälzten Kostenanteile (vorgelagerte Netzkosten). 

2.2.4. 	 Genehmigte Investitionsmaßnahmen (S. 1 Nr. 6) 

Kosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV sind gemäß § 

11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile. 

2.2.5. 	 Kostenwälzung Biogas (S.1 Nr.Sa) 

Die durch die Einspeisung von Biogas verursachten Kosten werden gemäß § 20b 

GasNEV auf alle Netze innerhalb des Marktgebietes umgelegt. Der damit verbunde­

ne Wälzungsmechanismus ist durch die Vertragspartner in§ 7 und den dazugehöri­

gen Anlagen 6 und 7 der KoV vom 30.06.2011 vertraglich festgelegt worden. Eine 

detaillierte Beschreibung des Wälzungsprozesses erfolgt in dem 

BDEWNKU/GEODE-Leitfaden „Kostenwälzung Biogas". Demnaqh finden auf die 

Kosten der Biogaswälzung alle Regelungen für vorgelagerte Netzkosten und somit 

§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV analog Anwendung. 
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2.2.6. Kosten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinba­

rungen zu Lohnzusatz. und Versorgu~gsleistungen, soweit diese in der Zeit 

vor dem 31.12.2008 abgeschlossen worden sind (S. 1 Nr. 9) 

Kosten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen, soweit diese in der Zeit vor dem 31 . Dezember 2008 abge­

schlossen worden sind, sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht 

beeinflussbare Kostenanteile. Damit sind lediglich kollektivarbeitsrechtliche Vereinba­

rungen von der Regelung des § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV umfasst; einseitig ge­

währte Leistungen oder Kosten aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen können nicht 

als dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten qualifiziert werden. 

Nicht als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile sind solche Kosten anzuse­

hen, die nicht durch Lohnzusatz- und Versqrgungsleistungen sondern durch elemen­

tare Lohnbestandteile begründet werden. 

Des Weiteren geht die Beschlusskammer davon aus, dass von dieser Regelung nur 

jene Mitarbeiter erfasst werden, die auf Grundlage eines Arbeitsvertrages direkt bei 

dem Netzbetreiber tätig sind. 

Da die Überleitung von Arbeitnehmern auf den rechtlich selbständigen Netzbetreiber 

zum 31 .12.2008 aus den verschiedensten Gründen noch nicht vollständig abge­

schlossen war, wurde für die erste Regulierungsperiode eine Übergangsregelung 

akzeptiert. Es war danach zulässig, die Kosten für betrieblich und tarifvertraglich ge­

regelte Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen von Mitarbeitern als dauerhaft nicht 

beeinflussbare Kostenanteile auszuweisen, die noch nicht unmittelbar beim Netz­

betreiber beschäftigt waren, deren Tätigkeit aber ausschließlich für den jeweiligen 

Netzbetreiber erfolgte und der~n endgültige Überleitung in ein arbeitsvertragliches 

Beschäftigungsverhältnis beim Netzbetreiber angestrebt war. Wollte der Netzbetrei­

ber von dieser Übergangsregelung Gebrauch machen, so hatte er nachvollziehbar 

darzulegen und zu quantifizieren, welche Mitarbeiter ausschließlich für das Netz tätig 

waren und bis zum Abschluss der ersten Regulierungsperiode auf den Netzbetreiber 

im oben genannten Sinne übergeleitet werden sollten. 

Mit Beginn der zweiten Regulierungsperiode werden daher nur noch die Lohnzusatz­

und Versorgungsleistungen derjenigen Mitarbeiter als dauerhaft nicht beeinflussbare 
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Kostenanteile nach § 11 Abs.2 S.1 Nr.9 bis 11 ARegV berücksichtigt, die unmittelbar 

beim Netzbetreiber tätig sind. 

2.2.7. Kosten der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs-

und Personalratstätigkeit (S. 1 Nr. 10) 

Kosten für die im gesetzlichen Rahmen ausgeübte Betriebs- und Personalratstätig­

keit sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 10 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbar. Kos­

ten, die nicht typischerweise für Betriebs- oder Personalratstätigkeiten anfallen , sind 

somit nicht von der Regelung umfasst. 

2.2.8. Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unter­

nehmen und von Betriebskindertagesstätten für Kinder der im Netzbetreich 

beschäftigten Betriebsangehörigen (S. 1 Nr. 11) 

Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von Betriebs­

kindertagesstätten für Kinder der im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehörigen 

sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 11 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbar. Kosten, die 

nicht typischerweise für Berufs- und Weiterbildung bzw. für die Betriebskindertages­

stätte für Kinder der im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehörigen anfallen, sind 

somit nicht von der Regelung umfasst. 

2.2.9. Pauschalierter Investitionszuschlag (S. 1 · Nr.12) 

Kosten aus pauschalierten Investitionszuschlägen nach Maßgabe des § 25 ARegV 

sind gemäß § 11 Abs. 2 Nr.12 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile. 

2.2.10. Netzanschlusskostenbelträge und Baukostenzuschüsse 

(S. 1 Nr. 13) 

Erlöse des Netzbetreibers aus der Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen 

nach§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GasNEV und Baukostenzuschüssen nach§ 9 Abs. 1 S. 1 

Nr. 4 GasNEV sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV dauerhaft nicht beein-
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flussbare Kostenanteile. Diese sind gemäß§ 9 Abs. 1 S. 2 GasNEV über eine Dauer 

von 20 Jahren linear aufzulösen. 

2.2.11. Kalkulatorische Kapitalkosten 

Kalkulatorische Kapitalkosten für Investitionen in Altanlagen gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 

GasNEV zählen nicht zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen gemäß 

§ 11 Abs. 2 ARegV. 
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2.2.12. Zusammenfassung 

Folgende Kostenpositionen aus der Überleitungsrechnung wurden bei der Ermittlung 

der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile berücksichtigt: 

§11Abs. 2
Kostenpositionen (BAB) ARegV 

1.1 . Materialkosten
1.1.2. davon Aufwendungen für bezogene Leistungen 
1.1.2.1. Aufwendungen an vorgelagerte Netzbetreiber S. 1 Nr. 4 
1.2. Personalkosten
1.2.1. Löhne und Gehälter 

der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten 1.2.1.1. 5. 1 Nr. 10 
Betriebs- und Personalratstätigkeit 
d~r Berufsausbildung und Weiterbildung im Unter­1.2.1.2. S. 1 Nr. 11
nehmen 
Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

1.2.2. Altersversorgung und für Unterstützung 
davon betrieblichen und tarifvertraglichen Verein­
barungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistun­1.2.2.3 S. 1 Nr. 9 
gen, soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dez. 2008 
abgeschlossen worden sind 
davon Betriebskindertagesstätten für Kinder 

1.2.2.4 der im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehöri- S. 1Nr.11 
gen 
Ansetzbare betriebliche Steuern (außer Gewerbe-

1.4. steuer, Körperschaftsteuer, Einkommensteuer und S. 1 Nr. 3 
Solidaritätszuschlag) . 

1.5. Sonstige betriebliche Kosten 
davon auf eine wirksame Verfahrensregulierung 1.5.Sa S.3
gemäß § 11 Abs. 2 S. 3 ARegV entfallende Kosten 

1.5.7. davon Konzessionsabgaben S. 1 Nr. 2 
5. Kostenmindernde Erlöse und Erträge 
5.1. Erhobene Konzessionsabgaben S. 1 Nr. 2 

Erlöse aus Auflösung von Netzanschlusskostenbei­5.4. S .. 1Nr.13trägen 
5.5. Erlöse aus Auflösung von Baukostenzuschüssen 5. 1 Nr. 13 

In Anlage IV sind die vom Netzbetreiber vorgenommenen Umbuchungen der Kosten 

(Minus/ Plus) zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen gemäß § 11 

Abs. 2 ARegV dargestellt. Die Beschlusskammer hat diese Umbuchungen überprüft 

und folgende Korrekturen vorgenommen: 

Die Höhe der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile gemäß § 11 Abs.2 

ARegV an den dem Ausgangsniveau nach § 6 Abs. 1 ARegV zu Grunde liegenden 
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Gesamtkosten ist Anlage A1 . Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zelle 860 zu 

entnehmen. 

2.3. 	 Ermittlung der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kos­

tenanteile nach § 11 Abs. 3 ARegV 

Als vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile (KA vnb, o) gelten gemäß 

§ 11 Abs. 3 S. 1 ARegV die mit dem nach § 15 ARegV ermittelten bereinigten Effi­

zienzwert (EW) multiplizierten Gesamtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile (KAdnb, 0) . Somit gilt: 

KAvnb,o =(GK- KA dnb, o) * EW 

In diesen sind gemäß§ 11 Abs. 3 S. 2 ARegV die auf nicht zurechenbaren strukturel­

len Unterschieden der Versorgungsgebiete beruhenden Kostenanteile enthalten . Die 

Höhe der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1. Kalenderjähr­

liche Erlösobergrenzen, Zelle 076 zu entnehmen. 

2.3.1. 	 Effizienzwertermittlung nach§§ 12 bis 15 ARegV 

Ein wesentliches Element der Anreizregulierung ist die Bestimmung der Effizienzwer­

te der Verteilernetzbetreiber nach Maßgabe der §§ 12 bis 15 ARegV. 

Die Ermittlung des individuellen Effizienzwertes erfolgt für alle Verteilernetzbetreiber, 

die nicht am vereinfachten Verfahren nach § 24 ARegV teilnehmen, auf Grundlage 

des sich aus dem Effizienzvergleich nach §§ 12 bis 14 ARegV i.V.m. Anlage 3 zu 

§ 12 ARegV ergebenden Wertes. 

Die Bundesnetzagentur hat vor Beginn der Regulierungsperiode einen bundesweiten 

Effizienzvergleich mit dem Ziel durchgeführt, die unternehmensindividuellen Effi

zienzwerte aller Verteilernetzbetreiber zu bestimmen (§ 12 A.bs. 1 S. 1 ARegV) . Der 

Effizienzvergleich für Verteilernetzbetreiber wurde durch die Bundesnetzagentur un

ter Berücksichtigung der in Anlage 3 zu § 12 ARegV genannten Vorgaben sowie 

nach Maßgabe des § 12 Abs. 2 bis 4a und der§§ 13 und 14 ARegV durchgeführt. 

Unte.r Verwendung der in Anlage 3 zu § 12 ARegV aufgeführten Methoden soll durch 

eine den Maßgaben des § 13 ARegV entsprechende Kombination von Vergleichspa-
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rametern die Versorgungsaufgabe des Netzbetreibers möglichst gut abgebildet wer­

den. 

Ergeben sich künftig auf Grund rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidungen nach­

trägliche Änderungen des nach § 6 ARegV ermittelten Ausgangsniveaus, so bleibt 

der Effizienzvergleich von diesen nachträglichen Änderungen unberührt 

(§ 12 Abs.1 S. 3 ARegV) . 

Das Ergebnis des Effizienzvergleichs ermöglicht es dem Netzbetreiber, seine relative 

Effizienz im Vergleich zu allen anderen am Effizienzvergleich teilnehmenden Netz­

betreibern zu erfahren. Aus dem Ergebnis des Effizienzvergleichs kann jedoch nicht 

abgeleitet werden, welche konkreten Faktoren zu einer Veränderung der jeweiligen 

Effizienz führen. Gemäß der Anreizregulierungsverordnung ist es insbesondere nicht 

Aufgabe der Regulierungsbehörde, den Netzbetreibern diesbezüglich Informationen 

oder konkrete Handlungsempfehlungen zur Steigerung ihrer individuellen Effizienz 

aufzuzeigen. 

2.3.1.1. Methodik des Effizienzvergleichs 

Der bundesweite Effizienzvergleich wurde von der Bundesnetzagentur nach den me­

thodischen Vorgaben der§§ 12 bis 14 i.V.m. Anlage 3 zu§ 12 ARegV durchgeführt. 

Die Bundesnetzagentur hat nach Durchführung einer Kostentreiberanalyse ein soge­

nanntes ,,doppeltes duales Benchmarking" (vgl. § 12 Abs. 4a ARegV) vorgenommen, 

in dem einerseits die Aufwandsparameter mit Standardisierung der Kapitalkosten 

(Kosten nach §§ 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 2 ARegV) und andererseits die 

Aufwandsparameter ohne Standardisierung der Kapitalkosten (Kosten nach § 14 

Abs.1 Nr. 1 und 2 ARegV) jeweils zwei methodisch unterschiedlichen mathemati­

schen Effizienzanalysen (Data Enve.lopment Analysis - DEA und Stochastic Frontier 

Analysis - SFA) unterzogen wurden. Die nach § 13 Abs. 3 und 4 ARegV ermittelten 

Vergleichsparameter blieben dabei jeweils unverändert. 

Die Robustheit des Effizienzvergleichs wurde unter anderem durch die komplemen­

täre Nutzung der oben genannten Vergleichsmethoden gewährleistet. Es wurden 

somit insgesamt vier Einzeleffizienzanalysen durchgeführt. Zugunsten des Netz­

betreibers wurde zudem davon ausgegangen, dass das beste Ergebnis der insge-
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samt vier Einzeleffizienzanalysen die Effizienz des Unternehmens abbildet (vgl . § 12 

Abs. 3 und Abs. 4a S. 3 ARegV). 

Für Netzbetreiber, die im Effizienzvergleich als effizient ausgewiesen werden, gilt 

gemäß Anlage 3 Nr. 2 zu§ 12 ARegV ein Effizienzwert von 100 Prozent, für alle an­

deren Netzbetreiber ein entsprechend niedrigerer Wert. 

Es wurde eine Ausreißeranalyse durchgeführt. Ausreißer mit einer besonders hohen 

Effizienz erhielten den Höchsteffizienzwert von 100 Prozent(§ 12 Abs. 1 i.V.m. Anla­

ge 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV). Ausreißer mit einer niedrigen Effizienz von unter 60 Pro­

zent erhielten einen Mindesteffizienzwert von 60 Prozent (§ 12 Abs. 4 S. 1 i.V.m. 

Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV). 

Die Effizienzvergleiche werden getrennt für Strom- und Gasverteilernetze durchge­

führt (§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Die Ermittlung der Effizienzwerte erfolgte unter Ein­

beziehung aller Drl.Jckstufen oder Netzebenen. Es erfolgte keine Ermittlung von Teil­

effizienzen für die einzelnen Druckstufen (§ 12 Abs. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr.3 zu 

§ 12 ARegV). 

Methodische Grundlagen 

Die Bundesnetzagentur hat mit der Dateneinhüllungsanalyse (Data Envelopment 

Analysis - DEA) und der stochastischen Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier 

Analysis - SFA) zwei wissenschaftlich anerkannte Methoden zur Durchführung eines 

Effizienzvergleiches verwendet(§ 12 Abs. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr. 1 zu§ 12 ARegV) . In 

beiden Analysemethoden orientieren sich alle Unternehmen an den - nach Maßgabe 

der Ausreißeranalyse - effizientesten Unternehmen (sogenannte Frontierunterneh­

men). 

Die Regelung der Anlage 3 Nr. 2 zu § 12 ARegV, nach der die Effizienzgrenze von 

den Netzbetreibern mit dem besten Verhältnis zwischen netzwirtschaftlicher Leis­

tungserbringung und Aufwand gebildet wird, verstößt nicht gegen § 21 Abs. 5 S. 4 

EnWG. Durch die Anwendung des „best-of-four'' gemäß § 12 Abs. 3 und 4a ARegV 

wird in besonderer Weise die Erreichbarkeit und Übertreffbarkeit der Effizienzvorga­

be sichergestellt. Darüber hinaus wird neben der ökonometrischen Ausreißeranalyse, 

die der Eliminierung von außergewöhnlichen Datensätzen dient, eine äußerst groß­

zügige Ausreißerbestimmung und Supereffizienzanalyse nach Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 
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ARegV vorgenommen, so dass insoweit im· Effizienzvergleich insgesamt bereits fak­

tisch keine Orientierung am sog. Frontierunternehmen mehr erfolgt. 

Die Zumutbarkeit, Erreichbarkeit und Übertreffbarkeit der individuellen Effizienzvor­

gaben (§ 21a Abs. 5 S. 4 EnWG) wird dadurch gewährleistet, dass den Netzbetrei­

bern ein angemessener mehrjähriger Zeitraum zur Erreichung der Effizienzgrenze 

eingeräumt wird. Zudem ist nach § 12 Abs. 4 ARegV ein Mindesteffizienzwert i.H.v. 

60 Prozent anzusetzen. Nach § 15 Abs. 1 ARegV sind strukturelle Besonderheiten 

der Netzbetreiber gegebenenfalls gesondert zu berücksichtigen. Soweit notwendig, 

kann darüber hinaus in Ausnahmefällen eine individuelle Anpassung der Effizienz­

vorgaben des jeweiligen Netzbetreibers durch Einräumung eines längeren Zeitraums 

zum Abbau der ermittelten Ineffizienzen erfolgen (§ 16 Abs. 2 ARegV). Diese aus 

dem Verhältnismäßigkeitsprinzip resultierenden Erleichterungen ändern nichts an 

dem gesetzlich vorgegebenen Effizienzmaßstab, der sich nach den im Effizienzver­

gleich ermittelten effizienten Unternehmen bestimmt (BR-Drs. 417/07 S.54). 

Dateneinhüllungsanalyse (Data Envelopment Analysis - DEA) 

Die DEA ist eine nicht-parametrische, deterministische Methode, in der die optimalen 

Kombinationen von Kosten (Input) und Versorgungsaufgabe (Output) aus einer Line­

arkombination der Vergleichsparameter individuell bestimmt werden, ohne einen 

funktionalen Zusammenhang zwischen Kosten und Versorgungsaufgabe zu un­

terstellen. Die Bestimmung der Effizienzgrenze erfolgt aus den Daten aller Verteiler­

netzbetreiber. Die individuelle Effizienz des Netzbetreibers wird aus der relativen Po­

sition des einzelnen Unternehmens gegenüber der gefundenen Effizienzgrenze (Kos­

ten der effizienten Unternehmen) ermittelt. Dabei liegt das Unternehmen näher am 

effizienten Rand, welches die höchste Relation aus gewichteten Vergleichsparame­

tern und Kosten erzielt. Bei. Durchführung der DEA sind nicht-fallende Skalenerträge 

(non decreasing returns to scale - ndrs) zu unterstellen(§ 12 Abs. 1 Anlage 3 Nr.4 zu 

§ 12 ARegV). 

Stochastische Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier Analysis - SFA) 

Die SFA ist eine parametrische, stochastische Methode, die einen funktionalen Zu­

sammenhang zwischen Aufwand und Leistung in Form einer Kostenfunktion unter-
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stellt. Dabei werden die Abweichungen zwischen den tatsächlichen und den regres­

sionsanalytisch geschätzten Kosten in einen symmetrisch verteilten Störterm und 

eine positiv verteilte Restkomponente zerlegt. Die Restkomponente ist Ausdruck von 

Ineffizienz. Es wird somit von einer schiefen Verteilung der Restkomponente ausge­

gangen. Die Effizienzgrenze wird von den Netzbetreibern mit dem besten Verhältnis 

zwischen netzwirtschaftlicher Leistungserbringung und Aufwand gebildet. Bei Durch­

führung der SFA wurden konstante Skalenerträge (constant returns to scale - crs) 

unterstellt. 

Anders als von einigen Netzbetreibern vorgetragen, impliziert die Anwendung der 

Methode SFA, dass der maximale rechnerische Effizienzwert - anders als bei der 

DEA - nicht exakt 100% betragen kann, sondern sich immer im Bereich knapp dar­

unter, um 99 %, bewegt. Dies ist in Wissenschaft und Praxis unbestritten. Da auch 

die ARegV ohne weitere Vorgaben lediglich die Anwendung der SFA vorgibt, sind die 

mittels dieser Methode ermittelten Effizienzwerte auch nicht nachzujustieren. Wäre 

eine Normierung auf 100 % gewollt, hätte der Verordnungsgeber diese - analog zur 

relativen Referenzne~analyse (siehe§ 22 Abs. 2 S. 5 ARegV, dort ist eine Normie­

rung auf 100 % explizit vorgesehen) - vorschreiben müssen. 

2.3.1.2. Datengrundlage des Effizienzvergleichs 

Im Effizienzvergleich hat die Regulierungsbehörde gemäß § 13 Abs. 1 ARegV Auf­

wandsparameter und Vergleichspar~meter zu berücksichtigen. Insgesamt wurden 

Daten von 186 Gasverteilernetzen in den Effizienzvergleich einbezogen. 

2.3.1.2.1. Aufwandsparameter nach§ 14 ARegV 

Als Aufwandsparameter im Sinne des § 13 Abs. 2 ARegV werden die nach § 14 

ARegV ermittelten Kosten angesetzt (Anlage V). Dabei wird zwischen den Auf­

wandsparametern mit und ohne Standardisierung der Kapitalkosten unterschieden. 

Bei der Ermittlung der Aufwandsparameter ist gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV zu­

nächst von den Gesamtkosten des Netzbetreibers nach Maßgabe der zur Bestim­

mung des Ausgangsniveaus anzuwendenden Kostenprüfung nach § 6 Abs. 1, 3 
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ARegV auszugehen. Von den so ermittelten Gesamtkosten sind gemäß§ 14 Abs. 1 

Nr. 2 ARegV die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 

2 ARegV abzuziehen. 

Zur Ermittlung der Aufwandsparameter mit Standardisierung der Kapitalkosten wurde 

gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 ARegV neben der Ermittlung der dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile eine Vergleichbarkeitsrechnung durchgeführt. Die 

Vergleichbarkeitsrechnung dient dazu, die Kapitalkosten so zu bestimmen, dass ihre 

Vergleichbarkeit möglichst gewährleistet ist und Verzerrungen berücksichtigt werden, 

wie sie insbesondere durch unterschiedliche Altersstrukturen der Anlagen und 

Abschreibungs- und Aktivierungspraktiken entstehen können. 

Mit Verordnung vom 14.08.2013 wurde die GasNEV geändert (BGBI. l 2013 

S. 3250). Gemäß der Übergangsregelung nach § 32 Abs. 7, 8 GasNEV sind die für 

die Ermittlung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV relevanten Än_derun­

gen hinsichtlich der Ermittlung von Tagesneuwerten des Sachanlagevermögens (§§ 

6 Abs. 3, 6a GasNEV n.F.) sowie hinsichtlich des Zinssatzes für den die Eigenkapi­

talquote 1 (§ 7 Abs. 1 S. 5, Abs. 7 

GasNEV n.F.) ab dem 01.01 .2013 anzuwenden. Die nach Durchführung des Effi­

zienzvergleichs in Kraft getretene Verordnung zur Änderung der GasNEV hat indes­

sen keinen Einfluss auf die Ermittlung der Aufwandsparameter nach § 14 Abs. 1 

ARegV. Dies entspricht d.em eindeutig dokum~ntierten Willen des Verordnungsge­

bers. Insoweit heißt es in der Begründung zur Änderungsverordnung vom 

14.08.2013, dass der für den Gasbereich für die Festlegung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungsperiode bereits durchgeführte bundes­

weite Effizienzvergleich durch die Änderung nicht berührt wird und daher ni~ht erneut 

unter Berücksichtigung der Neuregelungen vorgenommen werden muss (BR-Drucks. 

447/13 (8), S. 28) 

2.3.1.2.1.1 . Überleitungsrechnung nach§ 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ARegV 

Die Ermittlung der Gesamtkosten im Rahmen des Effizienzvergleichs der Anreizregu­

lierung gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV erfordert die Überleitung der Kostenwerte 

nach§ 6 Abs. 1 ARegV zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach 

§ ·11 Abs. 2 ARegV. In Anlage IV und V ist die Ermittlung der Aufwandsparameter 
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inklusive der vorgenommenen Umbuchungen und etwaiger Korrekturen der Regulie­

rungsbehörde dargestellt. 

2.3.1.2.1.2. 	 Vergleichbarkeitsrechnung nach 


§ 14 Abs.1 Nr. 3 und Abs. 2 ARegV 


Die Kapitalkosten sollen gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3 ARegV zur Durchführung des Effi­

zienzvergleichs so bestimmt werden, dass ihre Vergleichbarkeit möglichst gewähr­

leistet ist und Verzerrungen berücksichtigt werden, wie sie insbesondere durch un­

terschiedliche Altersstrukturen der Anlagen, Abschreibungs. und Aktivierungsprakti­

ken entstehen können. Zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Kapitalkosten ist 

gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 2 ARegV eine Vergleichbarkeitsrechnung zur 

Ermittlung von Kapitalkostenannuitäten durchzuführen. 

Die Kapitalkosten umfassen gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3, 3. HS. ARegV die Fremdkapi­

talzinsen gemäß § 5 Abs. 2 GasNEV, die kalkulatorischen Abschreibungen gemäß 

§ 6 GasNEV und die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gemäß § 7 GasNEV. 

Die Bestimmung der Kapitalkosten für den Netzbetreiber nach Durchführung der Ver· 

gleichbarkeitsrechnung ist in Anlage III dargestellt. 

2.3.1 .2.2. 	 Vergleichsparameter nach § 13 ARegV 

Die Ermittlung der Vergleichsparameter erfolgt nach Maßgabe des § 13 Abs. 3 

ARegV: Vergleichsparameter im Sinne des § 13 Abs. 1 ARegV sind gemäß § 13 

Abs. 3 S. 1 ARegV Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und der 

Gebietseigenschaften, insbesondere die geografischen, geologischen oder topogra­

fischen Merkmale und strukturellen Besonderheiten der Versorgungsaufgabe auf 

Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes. 

Die Parameter müssen gemäß§ 13 Abs. 3 S. 2 ARegV geeignet sein , die Belastbar· 

keit des Effizienzvergleichs zu stützen. Heranzuziehen sind somit Vergleichsparame­

ter, die einen signifikanten Einfluss auf die Kostenentwicklung haben. Dies ist gemäß 

§ 13 Abs. 3 S. 3 ARegV insbesondere dann anzunehmen, wenn sie messbar oder 

mengenmäßig erfassbar, nicht durch Entscheidungen des Netzbetreibers bestimm-
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bar, nicht in ihrer Wirkung ganz oder teilweise wiederholend sind und insbesondere 


nicht bereits durch andere Parameter abgebildet werden. 


Vergleichsparameter können gemäß§ 13 Abs. 3 S. 4 ARegV insbesondere sein : 


1. die Anzahl der Ausspeisepunkte, 

2. die Fläche des versorgten Gebietes, 

3. die Leitungslänge, 

4. die Jahresarbeit, 

5. die zeitgleiche Jahreshöchstlast. 

In der ersten und zweiten Regulierungsperiode hat die Regulierungsbehörde gemäß 

§ 13 Abs. 4 S. 1 ARegV die Vergleichsparameter 

1. Anzahl der Ausspeispunkte in Gasversorgungsnetzen 

2. Fläche des versorgten Gebietes 

3. Leitung.slänge 

4. zeitgleiche Jahreshöchstlast 

zu berücksichtigen. Darüber hinaus können gemäß § 13 Abs. 4 S. 2 ARegV weitere 

Parameter nach Maßgabe des§ 13 Abs. 3 ARegV verwendet werden. 

Bei der Bestimmung von Parametern zur Beschreibung geografischer, geologischer 

oder topografischer Merkmale und struktureller Besonderheiten der Versorgungsauf

gabe auf Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes können gemäß 

§ 13 Abs. 3 S. 5 ARegV flächenbezogene Durchschnittswerte gebildet werden. 

Die Vergleichsparameter können gemäß § 13 Abs. 3 S. 6 ARegV bezogen auf die 

verschiedenen Netzebenen von Gasversorgungsnetzen verwendet werden; ein Ver

gleich einzelner Netzebenen findet dabei nicht statt. Die von den Netzbetreibern 

übermittelten Strukturparameter wurden hierzu von der Bundesnetzagentur teilweise 

aggregiert. Die Variablen wurden über Netzebenen, Druckstufen und Materialien 

kaskadiert. Dies dient dazu, aus der Fülle von disaggregierten Variablen eine aussa

gefähige Größe zu generieren. Eine Beschreibung der durchgeführten Aggregatio-
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nen und der Strukturparameter wurde den Netzbetreibern im Rahmen der Übersen­

dung der Datenquittung für den Effizienzvergleich mit übersandt. 

Die Auswahl der Vergleichsparameter hat gemäß§ 13 Abs.3 S.7 ARegV mit qualita­

tiven, analytischen oder statistischen Methoden zu erfolgen, die dem Stand der Wis­

senschaft entsprechen. Auf Basis der vorliegenden Daten wurden mittels wissen­

schaftlich anerkannter analytischer und statistischer Methoden, die geeignet sind , die 

Bedeutung der Parameter empirisch zu belegen, die Vergleichsparameter aus den 

analysierten möglichen Vergleichsparametern ausgewählt. Durch die Auswahl der 

Vergleichsparameter soll gemäß § 13 Abs. 3 S. 8 ARegV die strukturelle Vergleich­

barkeit möglichst weitgehend gewährleistet sein. Dabei sind gemäß§ 13 Abs. 3 S. 9 

ARegV die Unterschiede zwischen Strom- und Gasversorgungsnetzen zu berück­

sichtigen, insbesondere der unterschiedliche Erschließungs- und Anschlussgrad von 

Gasversorgungsnetzen. 

Um die Vergleichsparameter nach § 13 Abs. 4 ARegV zu erheben und die Ermittlung 

weiterer Vergleichsparameter gemäß § 13 Abs. 3 ARegV durchführen zu können, 

wurde eine Strukturdatenabfrage bei den Netzbetreibern durchgeführt. 

Die erhobenen Strukturdaten wurden, wie unter 1.3. beschrieben, von der Bundes­

netzagentur zunächst einer umfassenden Plausibilitätskontrolle unterzogen. Unplau­

sible Daten wurden den Netzbetreibern mitgeteilt und von diesen korrigiert. Alsdann 

wurden in einem zweiten Schritt aus diesen plausiblen Strukturdaten weitere poten­

zielle Vergleichsparameter ermittelt. Im Rahmen des Verfahrens wurden den Netz­

betreibern, wie unter 1.3. beschrieben, zeitlich gestaffelt zwei Datenquittungen über­

sandt, die von den Netzbetreibern zu bestätigen waren. 

Vor der Auswahl der Vergleichsparameter wurden gemäß § 13 Abs. 3 S: 10 ARegV 

Vertreter der betroffenen Wirtschaftskreise und der Verbraucher rechtzeitig gehört. 

Die Beschlusskammer hat die Strukturdaten auf Grundlage der Festlegung vom 

01 .03.2011 (BK9-11/603) erhoben. Die Übermittlung der Strukturdaten hatte bis zum 

01 .09.2011 Ober das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur zu erfolgen. Dar­

über hinaus hat die Beschlusskammer mit Schreiben vom 27.04.2012 dem Netz­

betreiber eine erste Datenquittung zur Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der 

Versorgungsaufgabe und Gebietseigenschaften gemäß § 13 Abs. 3 ARegV über­

sandt. Die Bundesnetzagentur hat dabei die auf Konsistenz und Plausibilität geprüf-
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ten Daten des Netzbetreibers, die hieraus errechneten Datengrößen, die übermittelt

Liste der Amtlichen Gemeindeschlüssel des Versorgungsgebiets (AGS-Liste), die im

Falle der Teilversorgung einzelner AGS übermittelten relevanten Versorgungsge

bietsgrenzen sowie die Abbildung des Versorgungsgebiets übermittelt. Dem Netz­

betreiber wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Nach Würdigung der ein­

gegangenen Stellungnahme hat die Bundesnetzagentur dem Netzbetreiber mit

Schreiben vom 31 .05.2012 eine zweite Datenquittung übersandt. Diese enthielt er­

mittelte Werte zur Bevölkerungszahl, zu den Bodenklassen sowie zur Höhe, Nei­

gung, Straßenlänge, Schienenlänge und Anzahl an Brücken des Versorgungsgebie­

tes. Die Bundesnetzagentur hat ferner in diese zweite Datenquittung auf Anregung

der Netzbetreiber die potenzielle zeitgleiche Jahreshöchstlast aller Ausspeisungen

aufgenommen. Auch zu dieser zweiten Datenquittung wurde dem Netzbetreiber Ge­

legenheit zur Stellungnahme gegeben. Etwaige durch Netzbetreiber geltend gemach­

te und begründete Korrekturen wurden berücksichtigt. 

Bei den Schreiben zur Datenquittung wurde jeweils d~rauf hingewiesen, dass die 

Bundesnetzagentur im Falle einer unterbleibenden Äußerung die in den Datenquit­

tungen enthaltenen Strukturdaten der Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der

Effizienzwerte zu Grunde legen wird. Daher ist der Netzbetreiber mit Einwendungen, 

die erst nach Bestimmung der Effizienzwerte vorgebracht werden, ausgeschlossen. 

Hinzu kommt, dass bezüglich des Verhältnisses der Regulierungsbehörden unterein­

ander in § 12 Abs. 5 S. 1 ARegV angeordnet wird, dass die Bundesnetzagentur den 

Landesregulierungsbehörden die Effizienzwerte bis zum 01 .07. des Kalenderjahres 

vor Beginn der Regulierungsperiode übermittelt. Der BGH (vgl. Beschl. v. 

28.06.2011, EnVR 48/10, Rz. 28) hat dazu ausgeführt, dass der Effizienzvergleich 

nach § 12 Abs. 5 S. 1 ARegV für die erste Regulierungsperiode bis zum 1. Juli 2008 

abgeschlossen sein musste. Daraus ist zu schließen, dass auch der BGH von einer 

Unveränderbarkeit der Datenbasis des Effizienzvergleichs ab diesem Zeitpunkt aus­

geht. 

überdies ergibt sich aus Sinn und Zweck der §§ 12 ff. ARegV, dass der Effizienzver­

gleich lediglich einmalig durchgeführt werden soll. Dafür sprechen auch die Regelun­

gen der §§ 12 Abs. 1 S. 3 und 30 S. 2 ARegV. Bei dem von der Bundesnetzagentur 

durchgeführten Effizienzvergleich handelt es sich um ein multipolares Verfahren, da 

sich die Effizienzen der Netzbetreiber aufgrund der gewählten Analysemethoden 

(SFA und DEA) gegenseitig bedingen und beeinflussen. Veränderte man die Auf-
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wands- und Vergleichsparameter eines Netzbetreibers auch nur in geringem Maße, 

können sich für alle anderen Netzbetreiber erhebliche Veränderungen der individuel­

len Effizienzwerte ergeben. Dies gilt insbesondere, wenn der betroffene Netzbetrei­

ber durch die Veränderung der Parameter zum Benchmarkführer (sogenanntes 

Peerunternehmen) würde. Unabhängig von der Größe der Veränderung der Parame­

terwerte wäre der Effizienzvergleich daher immer neu zu berechnen. Dies würde 

aber zu einer sich beliebig fortsetzbaren Iteration führen, so dass innerhalb der zeitli­

chen Vorgaben des Verordnungsgebers (01 .07.2012) der Benchmarkingprozess 

nicht zu beenden wäre. 

Vor der Durchführung des Effizienzvergleichs wurde gemäß § 13 Abs. 3 S . 7 ARegV 

eine Kostentreiberanalyse durchgeführt. Dabei wurde anhand von statistischen sowie 

ingenieurwissenschaftlichen Analysen aus der umfangreichen Parameterliste ein 

Modell bestimmt, das alle relevanten Kostentreiber beinhaltet. Im Rahmen der statis­

tischen Analysen war zusätzlich eine funktionale Form für die Regressionsanalysen 

zu bestimmen. 

Zunächst wurde insoweit eine Prioritätenliste für potentielle Kostentreiber auf Basis 

der Vorgaben der ARegV sowie von ingenieurwissenschaftlichen Erkenntnissen und 

Analysen erstellt, die in der Folge einer statistischen Prüfung unterzogen wurden. Auf 

Basis der Parameter der Prioritätenliste wurde dann durc~ statistische Analysen ein 

Basismodell erstellt, welches die wesentlichen Kostentreiber enthält. Im Anschluss 

daran wurden dem Basismodell zusätzliche Parameter mit niedrigerer Priorität hin­

zugefügt, bei denen ein zusätzlicher Kostenzusammenhang vermutet werden konnte. 

Konnte für eihen oder mehrere zusätzliche Parameter ein signifikanter kostenbeein­

flussender Effekt festgestel!t werden, wurde das Basismodell um diese Parameter 

zum finalen Modell ergänzt. Die Parameterauswahl basierend auf diesem finalen 

Modell wurde dann zur Bestimmung der Effizienzwerte nach DEA und SFA verwen­

det. Die Kostentreiberanlayse ist im Einzelnen in dem in Anlage A.BM beigefügten 

Gutachten des Beraterkonsortiums Frontier Economics/Consnentec/ite beschrieben. 

Das Gutachten wird zum Inhalt dieses Beschlusses gemacht. 

Die Bundesnetzagentur hat gemäß § 13 Abs. 4 ARegV und auf Grundlage der be­

schriebenen Kostentreiberanalyse folgende Vergleichsparameter in den Effizienzver­

gleich einbezogen: 
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1. Ausspeisepunkte (Normierung) 

2. Zeitgleiche Jahreshöchstlast aller Ausspeisungen 

3. Leitungslänge 

4. Versorgte Fläche 

5. Ausspeisepunkte größer 16 bar 

6. Potenzielle Ausspeisepunkte 

7. Rohrvolumen 

8. Anteil der Bodenklasse 4, 5 oder 6 (gewichtet mit der Leitungslänge) 

9. Messstellen 

Eine Übersicht der Vergleichsparameterwerte des Netzbetreibers findet sich in Anla­

ge A2. Effizienzvergleich, Zellen F15 bis F23. Die Beschreibung bzw. Definition 

der einzelnen Parameter findet sich in dem in Anlage A.BM beigefügten Gutachten 

des Beraterkonsortiums Frontier Economics/Consnentec/ite. 

2.3.1.2.3. Ausreißeranalyse 


Die Bundesnetzagentur hat für die parametrische (SFA) und für die nicht­


parametrische (DEA) Methode Analysen zur Identifikation von extremen Effizienz­


werten (Ausreißern) durchgeführt, die dem Stand der Wissenschaft entsprechen (§ 

12 Abs. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). 

Zahlreiche Netzbetreiber haben hierzu vorgetragen, dass die Ausreißeranalyse 

mehrfach wiederholend hätte durchgeführt werden. Dies geht fehl. EnWG und 

ARegV sehen eine mehrmalige Durchführung der Ausreißeranalyse nicht vor. Anlage 

3 zu § 12 ARegV regelt zwar durchaus unterschiedliche Methoden zur Identifikation 

von Ausreißern. Diese Methoden sind aber offensichtlich jeweils einmalig durchzu

führen. 

Hätte der Verordnungsgeber demgegenüber eine iterative Ausreißeranalyse vorge

sehen, hätte es diesbezüglich einer expliziten Regelung bedurft. Dies ist alleine vor 
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dem Hintergrund zwingend, da es andernfalls zu einer rechnerischen Endlosschleife 

kommen müsste; es stellte sich die Frage, wann eine iterativ durchgeführte Ausrei­

ßeranalyse an ihr Ende käme. 

Für Ausreißer mit besonders hoher Effizienz wurde ein Effizienzwert von 100 Prozent 

festgesetzt(§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr.5 zu§ 12 ARegV). Ausreißer mit 

einer Effizienz unter 60 Prozent erhielten einen Mindesteffizienzwert von 60 Prozent 

(§ 12 Abs. 4 S.1 ARegV). 

DEA 

Bei der nicht-parametrischen Methode (DEA) gilt ein Wert als Ausreißer, wenn er für 

einen überwiegenden Teil des Datensatzes als Effizienzmaßstab gelten würde (§ 12 

Abs. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV). Dies bedeutet, dass diejenigen Unter­

nehmen aus dem Datensatz entfernt werden, die - bei Gültigkeit des ermittelten Effi­

zienzvergleichsmodells - für mindestens die Hälfte der Unternehmen im Datensatz 

den Effizienzmaßstab bilden. Mit dieser Vorgehensweise wird sichergestellt, dass ein 

einzelner Netzbetreiber keinen unnatürlich großen Einfluss auf die Effizienz eines 

anderen Netzbetreibers hat (Dominanzanalyse). Die Netzbetreiber die einen kriti­

schen Wert überschreiten, werden aus dem Datensatz entfernt. Im Rahmen der Do­

minanzanalyse wurden keine Unternehmen als Ausreißer identifiziert. 

Ergänzend wurde eine Analyse der Supereffizienzwerte durchgeführt. Dabei waren 

diejenigen Ausreißer aus dem Datensatz zu entfernen, deren Effizienzwerte den obe­

ren Quartilswert um mehr als den 1,5fachen Quartilsabstand übersteigen. Der Quar­

tilsabstand ist dabei definiert als die Spannweite der zentralen 50 Prozent eines Da­

tensatzes(§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV). 

Bei der Effizienzwertanalyse unter Berücksichtigung standardisierter Aufwandspara­

meter wurden 11 Unternehmen als supereffizienter Ausreißer bewertet. Bei der Effi~ 

zienzwertanalyse unter BerücksiGhtigung nicht-standardisierter Aufwandsparameter 

wurden ebenfalls 11 Unternehmen als supereffiziente Ausreißer bewertet. 
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SFA 

Bei der parametrischen Methode (SFA) gilt ein Wert dann als Ausreißer, wenn er die 

Lage der ermittelten Regressionsgerade zu einem erheblichen Maß beeinflusst (§ 12 

Abs. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr.5 zu§ 12 ARegV). 

Zur Ermittlung des erheblichen Einflusses wurden statistische Tests durchgeführt, mit 

denen ein numerischer Wert für den Einfluss ermittelt wurde. Liegt der ermittelte 

Wert über einem methodisch angemessenen kritischen Wert, so ist der Ausreißer 

aus dem Datensatz zu entfernen. Als Testverfahren kamen Cooks distance, DFBE­

TAS, DFFITS, covariance ratio und Robuste Regression zur Anwendung (§ 12 

Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr.5 zu§ 12 ARegV). Es wurden 10 Unternehmen als 

Ausreißer identifiziert. 

2.3.1 .2.4. Gutachten 

Zu der konkreten Ausgestaltung des Effizienzvergleichs einschließlich einer einge­

henden Stellungnahme zu den Einwänden der Netzbetreiber wird auf das in Anlage 

A.BM beigefügte Gutachten des Beraterkonsortiums Frontier Econo­

mics/Consentec/ite verwiesen. 

2.3.2. Effizienzwert des Netzbetreibers 

Die Ermittlung des unternehmensindividuellen Effizienzwertes erfolgt auf Grundlage 

der §§ 12 bis 15 ARegV (§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Ein Aufschlag auf den sich aus 

der Effizienzanalyse erg~benden Effizienzwert ist nach Maßgabe des § 15 Abs. 

1 ARegV grundsätzlich möglich. 

Der sich aus den Effizienzvergleichen ergebende Effizienzwert des Netzbetreibers ist 

als Anteil der Gesamtkoste.n nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kos­

tenanteile in Prozent auszuweisen(§ 12 Abs. 2 ARegV). Die für den Netzbetreiber in 

den durchgeführten Effizienzvergleichen ermittelten individuellen Effizienzwerte er­

geben sich aus Anlage A2. Effizienzvergleich. 
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2.4. 	 Ermittlung der beeinflussbaren Kostenanteile 


nach § 11 Abs. 4 ARegV 


Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

in der zweiten Regulierungsperiode ist die durch den Verteilungsfaktor (V 1) gleich­

mäßig abzubauende individuelle monetär bewertete Ineffizienz des Netzbetreibers, 

deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss 

(§ 16 Abs. 1 S. 1 und 3 ARegV) . Die monetär bewertete Ineffizienz eines Netzbetrei­

bers (1 0) ermittelt sich aus der Differenz der Gesamtkosten (GK) nach Abzug der 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV (KA dnb.o) und 

den mit dem Effizienzwert gemäß § 15 Abs. 3 S. 1 ARegV (EW) multiplizierten Ge

samtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile 

(§ 15 Abs. 3 S. 2 ARegV). Somit gilt: 

1o =(GK - KA dnb,o) - (GK - KA dnb,o) * EW 

2.4.1. 	 Beeinflussbare Kostenanteile im Basisjahr 

Als beeinflussbare Kostenanteile gelten gemäß § 11 Abs. 4 ARegV alle Kostenantei­

le, die nicht dauerhaft oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile sind. 

Die Höhe der beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1, Zelle 074 zu entnehmen. 

2.4.2. 	 Individuelle Effizienzvorgabe nach§ 16 ARegV 

Die Festlegung der Erlösobergrenze durch die Regulierungsbehörde hat gemäß 

§ 16 Abs. 1 S. 1 ARe·gv so zu erfolgen, dass die nach den §§ 12 bis 15 ARegV er­

mittelten, monetär bewerteten Ineffizienzen (beeinflussbarer Kostenanteil, KA b,o) 

unter Anwendung eines Verteilungsfaktors (V 1) rechnerisch innerhalb einer oder 

mehrerer Regulierungsperioden gleichmäßig abgebaut werden (individuelle Effi­

zienzvorgabe). 

Für die zweite Regulierungsperiode wird die individuelle Effizienzvorgabe gemäß 

§ 16 Abs. 1 S. 3 ARegV dahingehend bestimmt, dass der Abbau der ermittelten Inef­

fizienzen nach einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss. Eine Regulie­

rungsperiode dauert gemäß § 3 Abs. 2 ARegV fünf Jahre. Somit hat der Abbau der 

ermittelten monetär bewerteten Ineffizienzen in der zweiten Regulierungsperiode in-
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nerhalb von fünf Jahren zu geschehen. Daraus ergibt sich ein Verteilungsfaktor (V 1) 

von 0,2 * t. 

Jahr t Vt 
2013 1 0,2 
2014 2 0,4 
2015 3 0,6 
2016 4 0,8 
2017 5 1,0 

2.5. Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV 

Gemäß § 8 ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus 

dem durch das Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtin­

dex (VPI). Für die Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird 

der VPI des vorletzten Kalenderjahres vor dem jahr, für das die Erlösobergrenze gilt, 

verwendet (VPI t). Dieser wird ins Verhältnis gesetzt zum VPI für das Basisjahr 

(VPI o). 

Basisjahr ist gemäß § 6 Abs, 1 ARegV das Jahr 2010. Gemäß Statistischem Bundes­

amt beträgt der VPI für das Jahr 2010 100,00, für das Jahr 2011 102, 10 und für das 

Jahr 2012 104, 10 (abrufbar im Internet unter: https://itvww­

genesis.destatis.de/genesis/online > Suche nach: 61111-0001 ). Entsprechend dem 

T~rm VPI t I VPI 0 der in Anlage 1 zu § 7 ARegV aufgeführten Regulierungsformel 

ergibt das Verhältnis des VPI für das Jahr 2011 zum VPI für das Jahr 2010 für das 

erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen Inflationsfaktor in Höhe von 

1,0210 und für das Jahr 2014 ein Inflationsfaktor von 1,0410. Da den Netzbetreibern 

im Herbst 2012 für die Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf 

Basis des Jahres 2005 zur Verfügung stand, geht die Beschlusskammer für 2011 

von einem Indexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der Indexwerte 110,7 und 

108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte für 2010 und 2011 mit dem Basisjahr 2005. 

Für die Folgejahre der zweiten Regulierungsperiode (2015 bis 2017) hat die Be­

schlusskammer die relative prozentuale Veränderung des VPI des . Jahres 2012 

(104, 10) gegenüber 2011 (102, 10) eskaliert, da im Zeitpunkt der Beschlussfassung 

noch keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI der Kalenderjahre 2013 bis 2015 vor­

liegen konnten. Das Vorgehen der Beschlusskammer ist zweckmäßig, da der Netz­

betreiber einerseits gemäß § 4 Abs.3 S.1 ARegV bei einer Änderung des Verbrau-
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1 Die Berechnung erfolgt mit sieben Nachkommastellen. 
2 Siehe Anmerkungen im vorangegangenen Text. 
3 Siehe Anmerkungen im vorangegangenen Text. 
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cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Erlösobergrenze ver­

pflichtet ist und so andererseits eine möglichst sachgerechte Abschätzung der zu­

künftigen Entwicklung des VPI erfolgen kann. 

Es wurden somit folgende VPl-Werte zu Grunde gelegt (zur Veranschaulichung mit 

Ausnahme für die Ja.hre 201 O und 2012 auf zwei Nachkommastellen gerundet ange­

zeigt1): 

Jahr VPI 
2010 100,00 
2011 102.31" 
2012 104,10 
2013 106,14 
2014 108,22 
2015 110,34 

Für das dritte Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2015) wurde demgemäß ein 

Inflationsfaktor in Höhe von 1,0614, für das vierte Jahr der zweiten Regulierungspe­

riode (2016) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1,0822 und für das fünfte Jahr der zwei­

ten Regulierungsperiode (2017) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1,1034 (alle Werte 

wurden auf vier Nachkommastellen gerundet) zugrunde gelegt. Die Inflationsfaktoren 

für die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr - d. h. die relative ·prozentuale 

Änderung des VPI des jeweiligen Jahres gegenüber dem VPI des Basisjahres 2010 

- ist in nachstehender Tabelle als zweistellig gerundeter Prozentwert dargestellt: 

Jahr VPlt /VPlo· 
2013 2,31%;} 
2014 4,10% 
2015 6,14% 
2016 8,22% 
2017 10,34% 

enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Die Beschlusskammer hat diese Werte bereits bei der vorliegenden Festlegung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 berücksichtigt. 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

2.6. Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor nach § 9 ARegV 

Im Rahmen der Anreizregulierung ist bei der Bestimmung der Erlösobergrenzen zu 

berücksichtigen, wie sich die Produktivität der gesamten Branche abweichend von 

der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen Pro­

duktivitätsfaktor (PF 1). 

Gemäß § 9 Abs. 1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivitätsfaktor aus der 

Abweichung des netzwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritts vom gesamtwirtschaft­

lichen Produktivitätsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstandspreisent­

wicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt. 

In der zweiten Regulierungsperiode beträgt der generelle sektorale Produktivitätsfak­

tor für Gas- und Stromnetzbetreiber jährlich 1,5 Prozent (§ 9 Abs. 2 ARegV) . Der 

Bundesgerichtshof hat die Rechtmäßigkeit der Regelung über den generellen sekt­

oralen Produktivitätsfaktor nach§ 9 ARegV bestätigt (BGH, EnVR 31/10, Rn. 16 ff.). 

In Anlage 1 zu § 7 ARegV wird die Variable PF1 als der generelle sektorale Produkti­

vitätsfaktor nach Maßgabe des § 9 ARegV definiert, der die Veränderungen des ge­

nereilen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweiligen Regulierungs­

periode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt. Die Ver­

änderungen des generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweili­

gen Regulierungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode 

(PF 1) ergeben sich demgemäß mittels des folgenden Algorithmus: 

PF 1 =(1 + 0,015) "t -1 (Anlage A1 . Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zellen 

113 bis 117). 

2.7. Pauschalierter Investitionszuschlag gemäß § 25 ARegV 

Der Netzbetreiber hat mit Schreiben vom 20.03.2012 einen Antrag auf Einbeziehung 

eines pauschalierten Investitionszuschlags gemäß § 25 Abs. 1 ARegV in Höhe von 

1 % der standardisierten Kapitalkosten für jedes Kalenderjahr der Regulierungsperi­

ode gestellt. Dem Antrag wird in der Höhe stattgegeben, wie sie Anlage III in Verbin­

dung mit Anlage A1. Kalenderjäh~Hche Erlö~obergrenzen Zelle 054 zu entneh­

men ist. 
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Der pauschalierte Investitionszuschlag ist bei der Festlegung der Erlösobergrenze 

auf Verlangen des Netzbetreibers gemäß den Vorgaben des § 25 Abs. 2 bis 5 

ARegV einzubeziehen. § 25 Abs. 2 ARegV bestimmt, dass der pauschalierte Investi­

tionszuschlag pro Kalenderjahr ein Prozent der nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 

ARegV bestimmten Kapitalkosten nicht überschreiten darf. Da gemäß § 34 Abs. 4 

S. 1 ARegV die Regelung des§ 25 nur bis zum 31 .12.2013 anzuwenden ist, kommt 

vorliegend lediglich die Gewährung eines pauschalierten Investitionszuschlages für 

das Kalenderjahr 2013 in Betracht. 

Die Berechnung des pauschalierten Investitionszuschlages erfolgt gemäß 

§ 25 Abs.2 ARegV auf der Grundlage der nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 

ARegV bestimmten Kapitalkosten. Die Grundlage für die Standardisierung sind hier­

bei gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 AR~gV die Gesamtkosten des Netzbetreibers die ge­

mäß § 6 ARegV zur Bestimmung des Ausgangsniveaus ermittelt wurden. Die Ermitt­

lung der standardisierten Kapitalkosten erfolgt für den Effizienzvergleich nach § 12 

Abs. 1 ARegV. Im Rahmen des pauschalierten Investitionszuschlages wird auf das 

Produkt dieser Ermittlung zurückgegriffen. 

Der Antrag auf Anerkennung eines pauschalierten Investitionszuschlages für die ge­

samte zweite Regulierungsperiode ist hingegen abzulehnen. Nach dem eindeutigen 

Wortlaut von§ 34 Abs. 4 S. 1 ARegV ist§ 25 nur bis zum 31 .12.2013 anzuwenden. 

Der pauschalierte Investitionszuschlag ist damit zwingend zum 31.12.2013 zu befris­

ten. 

2.8. Erweiterungsfaktor nach§ 10 ARegV 

Sofern der Netzbetreiber gern. § 4 Abs. 4 Nr. 1 ARegV die Anpassung der kalender­

jährlichen Erlösobergrenzen aufgrund eines Erweiterungsfaktors nach § 10 ARegV 

beantragt hat, wird über diesen Antrag in einem gesonderten Beschluss entschieden. 

2.9. Qualitätselement nach § 19 ARegV 

Auf die Erlösobergrenzen können gemäß § 19 Abs. 1 ARegV Zu- oder Abschläge 

vorgenommen werden, wenn Netzbetreiber hinsichtlich der Netzzuverlässigkeit ode~ 

der Netzleistungsfähigkeit von Kennzahlenvorgaben abweichen (Q 1) . Über den Be-
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ginn der Anwendung des Qualitätselements entscheidet die Regulierungsbehörde. 

Das Qualitätselement kann gemäß § 19 Abs. 2 S. 3 ARegV im laufe der zweiten 

Regulierungsperiode angewendet werden, soweit der Regulierungsbehörde hinrei­

chend belastbare Datenreihen vorliegen. 

2.10. Saldo des Regulierungskontos nach§ 5 Abs. 4 ARegV 

Die Differenz zwischen den zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be­

rücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen wird gemäß 

§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV jährlich auf dem Regulierungskonto verbucht. Gleiches gilt 

gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV für die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr 

tatsächlich entstandenen Kosten für die Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen 

und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen. 

Die Differenzen sind gemäß § 5 Abs. 2 S. 1 ARegV in Höhe des im jeweiligen Kalen­

derjahr durchschnittlich gebundenen Betrags zu verzinsen. Der durchschnittlich ge~ 

bundene Betrag ergibt sich gemäß § 5 Abs.2 S.2 ARegV aus dem Mittelwert von 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand. Die Verzinsung richtet sich ge­

mäß § 5 Abs.2 S.3 ARegV nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalen­

derj~hre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlich­

ten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. 

übersteigen die tatsächlich erzielten Erlöse die nach § 4 ARegV zulässigen Erlöse 

des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um mehr als 5 %, so sind ge­

mäß§ 5 Abs.3 ARegV die Netzentgelte durch den Netzbetreiber nach Maßgabe des 

§ 17 ARegV anz.upassen. Eine Anpassung der Erlösobergrenze innerhalb der Regu­

lierungsperiode auf Grund der Änderungen der jährlich verbuchten Differenzen 

nach § 5 Abs.1 ARegV findet gemäß § 5 Abs.4 S.4 ARegV nicht statt. 

Die Bundesnetzagentur hat gemäß § 5 Abs. 4 S. 1 ARegV i. V. m. § 34 Abs. 2 

ARegV den Saldo des Regulierungskontos für die Kalenderjahre 2009, 2010 und 

2011 ermittelt. Die Ermittlung des Regulierungskontosaldos ist in Anlage R be­

schrieben. Der Ausgleich des Regulierungskontos erfolgt gemäß '§ 5 Abs. 4 S. 2 

ARegV durch gleichmäßig Ober die zweite Regulierungsperiode verteilte Zu- oder 

Abschläge. Die Höhe der zu berücksichtigenden Zu- oder Abschläge ist Anlage A1. 

Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zellen E98 bis 1 98 zu entnehmen. 
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2.11 . Mehrerlösabschöpfung analog§ 10 GasNEV 

Im Hinblick auf die Mehrerlösabschöpfung sind die Erlösobergrenzen der Kalender­

jahre 2013 bis 2017 um die nachfolgend genannten Beträge zu reduzieren (BK9

08/901 -MEA). 

- -

2. Regulierungsperiode Gas 

Kalenderjahr 
 Anpassungsbetrag 

. ­

2013 
2014 
2015 

2016 

2017 
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III. Meldepflichten 

Die Anordnung des Tenors zu 2.) ergeht auf der Grundlage der § 29 Abs. 1 EnWG 

i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV. 

Gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV ist der Netzbetreiber bei einer Änderung des Verbrau

cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV verpflichtet, die Erlösobergrenze jeweils zum 

1. Januar eines Kalenderjahres anzupassen. Gleiches gilt bei der Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 4, 6 

bis 11 und 13, S. 2 und 3 ARegV und volatilen Kostenanteilen gemäß § 11 Abs. 5 

ARegV. Einer erneuten Festlegung der Erlösobergrenze bedarf es ausweislich § 4 

Abs.3 S.2 ARegV in diesen Fällen nicht. 

Auch die zwischen dem Wirksamwerden der Leitungswettbewerbsentscheidung der 

Beschlusskammer 4 und dem Wirksamwerden der ersten Entgeltgenehmigung 

rechtsgrundlos erzielten Mehrerlöse nach § 34 Abs.1 ARegV i.V.m. § 10 GasNEV 

analog sind dabei zu berücksichtigen. 

Die entsprechende Verpflichtung des Netzbetreibers zur Anpassung der Erlösober­

grenzen ist ausweislich der Verordnungsbegründung in der Festlegung aufzunehmen 

(BR-DrS.417/ 07, S.44 f.). Die Verpflichtung zur Anpassung der Erlösobergrenzen 

wird daher gemäß § 32 Abs.1 Nr.1 ARegV i.V.m. § 29 Abs.1 EnWG nochmals aus

drücklich angeordnet. Dies dient der Durchsetzung der Rechtslage, da hiermit die 

Möglichkeit eröffnet wird; die Verpflichtung nach§ 94 EnWG durchzusetzen. 
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IV. Netzübergänge 

Die Anordnung des Tenors zu 3.) ergeht auf Grundlage der§ 29 Abs.1 EnWG i.V.m. 

§ 32Abs.1 Nr.11 und§ 28 Nr.8 ARegV. 

Gemäß § 28 Nr.8 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, den Übergang von Net­

zen, Netzzusammenschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV anzuzeigen. 

Nach Maßgabe der §§ 29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.11 ARegV kann die 

Bundesnetzagentur Entscheidungen zu Umfang, Zeitpunkt und Form der nach den 

§§ 27 und 28 ARegV zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, insbesondere zu den 

zulässigen Datenträgern und Übertragungswegen treffen. In Ausübung dieser Be­

fugnis ordnet sie an, dass der Netzbetreiber ohne schuldhaftes Zögern den Über­

gang von Netzen, Netzzusammenschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV 

anzuzeigen hat. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Bundesnetzagentur zeitnah 

von dem Sachverhalt erfährt und sicherstellen kann, dass die Vorgaben des § 26 

ARegV eingehalten werden. Die Anordnung dient der Durchsetzung der Rechtslage, 

da hiermit die Möglichkeit eröffnet wird, die Verpflichtung n~ch § 94 EnWG durchzu­

setzen. 

V. Gebühren 

Hinsichtlich der Kosten ergeht"ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

VI. Anlagenverweis 

Die folgenden Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses: 

• Anlage A1 (Kalenderjährliche Erlös~bergrenzen), Anlage A2 (~ffizienzver­

gleich), Anlage AJ (Sondersachverhalte), 

• Anlage 1-NB (Kostendaten) nebst Anlage 1-NB (Gesamtkosten), Anlage 2.1­

NB (kalk. Abschreibungen), Anlage 2.2~NB (kalk. RBW), Anlage 3-NB (BNV 

1), Anlage 4-NB (kalk. EKVZ), Anlage 5-NB (kalk. GewSt}, Anlage 6-NB 

(kalk. RBW + kalk. Abschreibungen) 

Anlage l-VP1 (Kostendaten) nebst Anlage 1-VP1 (Gesamtkosten), Anlage 

2.1- VP1 (kalk. Abschreibungen), Anlage 2.2-VP1 (kalk. RBW), Anlage 3­
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VP1 (BNV 1), Anlage 4- VP1 (kalk. EKVZ), Anlage 5- VP1 (kalk. GewSt) , An­

lage 6- VP1 (kalk . RBW + kalk. Abschreibungen) 

Anlage 1-VP2 (Kostendaten) nebst Anlage 1-VP2 (Gesamtkosten), Anlage 

2.1- VP2 (kalk. Abschreibungen), Anlage 2.2-VP2 (kalk. RBW), Anlage 3­

VP2 (BNV 1) , Anlage 4- VP2 (kalk. EKVZ), Anlage 5~ VP2 (kalk. GewSt) , An­

lage 6- VP2 (kalk. RBW + kalk. Abschreibungen) 

Anlage l-VP3 (Kostendaten) nebst Anlage 1-VP3 (Gesamtkosten), Anlage 

2.1 - VP3 (kalk. Abschreibungen) , Anlage 2.2-VP3 (kalk. RBW), Anlage 3­

VP3 (BNV 1), Anlage 4- VP3 (kalk. EKVZ), Anlage 5- VP3 (kalk. GewSt) , An­

lage 6- VP3 (kalk. RBW + kalk. Abschreibungen) 

• 	 Anlage II (Beispielrechnung Kapitalkosten), Anlage III (Vergleichbarkeits­

rechnung), Anlage IV (Überleitungsrechnung), Anlage V (Aufwandsparame­

ter) 

• 	 Anlage A.BM (Gutachten zum Effizienzvergleich VNB) 

• 	 Anlage PI (Preisindizes gern. § 6a GasNEV) und Anlage EKll-Zins (Ermitt­

lung des Zinssatzes gern.§ 7 Abs. 7 GasNEV) 

• 	 Anlage R nebst Anlage R1.1 . (Saldo), Anlage R1.2. (Differenzbeträge), An­

lage R2 (Erlösobergrenze) inklusive Anlage R2.1 (Nachrechnung 2010) und 

Anlage R.2.2. (Nachrechnung 2011) sowie Anlage R3 (erzielbare Erlöse). 

Seite 39 von 40 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung 

Beschwerde erhoben werden . Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetz­

agentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn 

die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Celle (Hausanschrift: 

Schloßplatz 2, 29221 Celle) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Be­

schwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und 

seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird,, und die Angabe der Tatsachen 

und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerde­

schrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet 

sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs.1 EnWG). 

Bonn, den 21.10.2013 

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer 

Jörg Mallossek kY.~ 
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16 


17 


16 


: 19 


2.0 

21 


22. 

23 


24 

25 


B c D E F G 

12 Abs. 4 und Abs. 4a S. 3 ARe V 

A2. Effizienzvergleich 

Unternehmen EEV Energie-Ems-Vechte GmbH & Co. KG 

AZ. BK9-11/820B 

Betriebsnummer 12003143 

Netznummer 1 


Ergebnisse des Effizienzvergleichs Vergleichsparameter 

Verfahren 

DEA, Normal 

DEA, s1andardisie<t 

SFA, Normal 

SFA, Sla\danbtet1 ! 

V 
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--5 

10 

15 

20 

25 

30 

-- - --

35 

-1 

' -2 
3 
4 

-6-7-8--9 

-

-11 

-12 

-13 

-14 

-16-17-18-19-
--21 
_g 
-23 

-24 

-
26-27-28-29-
-31--32 

-33 

-34 

A B c D 1 E 

Unternehmen 
AZ 
Betriebsnummer 

Netznummer 

Sondersachverhalte des Netzbetreibers 

EEV Energie-Ems-Vechte GmbH & Co. KG 
BK9-11/8208 
12003143 

1 

1 

' 

! 

Anpassung·der Erlösobergrenze aufgrund von Sondersachverha.lten 

Betrag 2013 Betrag 2014 1 Betrag 2015 
-

MehrerlösabschOpfung·analoo § 10 GasNEV 

J 

• 

' 

"Erfl'l'®ellJ'enzeDmilldemde Posmonen werden d...oh eir1 nega1ives Vcn:eic:Jlen gekeMzeictme1 

F 1 G H 

A3. Sondersachverhalte 

Betrag 2016 Betrag 20 171 
-
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A 1 B c D r 
1 Anl-J_ 
l Vergleichbarkeitsrechnung gem. § 14 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 ARegV -,_i.. 

2... Unternehmen EEV Energie-Ems-Vechte GmbH & Co. KG 
6- .AZ. BK9-11f8208 

....1... Betriebsnummer 120()3143 

~ Netznummer 1 
9 

An·lagengruppe 
Abscl:lreibungsdaul!'I" (Jahre} Historische AKIHK bezogen aur AnnultlHische l<os

Untergrenze dö?s Anschaffungsjahr pro Anlagengrup
10 
11 l. Kalk. Abschreibungen all:gemelne Anlagen 
12 2 Kalle Abschfelb4lna.en Grunds!Cck.sanlaa.en BaU'lefl für Transoortwesen 
13 3 Kalk. Abschleibunaen Betriebsaebäude 
14 4 Kalk. Absclveioonaen Veswallunasaebäude 
15 5 Kalk. Abschfeibunoen Gteisanlaaen. Eisenbah.mvaaen 

Kalk. Abschreibungen Gesdlart:sausS1attung (ohne EDV, Weikzeuge/Geräte); 
16 6 Vermittlunaseinridltunaen 
u 7 Kalk. Abscl\reibunQl!n Werkzeuoe1Geräte 
19 6 Kalk.. Abschreibunoen Laaerelnrichtuno 
19 9 Kelle Abschreibunoen· EOV-Anlecien 
20 9. 1 Kalk. Abschreib~n Hardware 
21 9.2 Kalk. Abschreihu:nnPn Sdtware 
22 10 Kalk. Abschreibunoen Fehrzeuoe 
23 10.1 Kalk. Abschreibungen LeichtfaltrzM_e 
24 10.2 Kalk. AbscltreihimnPn Sctaverfallrz·,,,,JLJe 
25 II. KaCk. Abschreibungen Gasbehälter 
26 111. Kalk. AbschreibunQen Endaasverdlchteranlagen 
27 1 Kalk. Absduetbunaen Erd~sven:fichtuna 
29 2 Kalk. Absdlreibunaen Gasreini~nooanlaqen 
29 3 Kall.. Absdlreibunoen PioiOQ und Armaturen 
30 4 Kafl<.. Abschreibun.oen Gasmessa.nlaoen 
31 5 Kall<.. Abschreibungen Sicherheitseinrich~en {E~asverdichteranlagen) 
32 6 Kalk. .Absc:hreibu!:!9en Leil- und Ene!J:jieteclmil< !Erd51!!sverdictlteranla51!!ni 
3~ · 7 · Kalk. Absdlreibunaen Nebenanlaaen CEroaas.verd1cnleranlegen) 
34 B Kalk. Abscflretbunaen Verkehrsweqe 
35 IV. Kalk. Absoh~bunQen Rohr1eltunQenlHausansohlussleitunQen 
36 1 Kalk. Absd'll"l!löunoen Rohrl:eitunoenJHausanschtussleitunaen Stahl 
'if7 1. 1 II.all<. AbscftreibunnAr> Rohrlellunaen/HausanschJussleJlunae.n Stahl PE ummantett· 
l8 1.2 lcalk. Abschreibun!l!:!n Rollrlei!unfJ!.n!Hausansch/usslef.AJ~ Stahl ilathod.isdl s.eschlltzt 
39 1.3 11.alk. A/:Jschreibunoen Rohrlei/unaenlt-/ausansch~Jsslei!unoJ>n Stahl bitumin.iell 
4() 2 Kalk. Abschrelbunoen Rohdellunaen/Hausansch!ussleitwioen Grauauss (> ON 150) 
4 1 3 Kalk. ,.,..bschreibunaen Rohrleltunaenl.Hausanschlussleilunaen Du~tller Guss 
42 4 kafk. Abschreibunaen Rohrleitunoen1Hausanschluss-1eitunaen Polyelhylen {PE-H0) 
43 5 Kalk. Abschreibunaen Rohrleitunoen/Hausansdllusslemsngen Polvvinvl'.:hlorid (PVC} 
44 6 K21k. Abschreibunaen Almaturen/Armaturen s1a1ionen 

age 111

ten 
pe 

45 7 Kalk. Absi::hrelbooaen Molchscl\leusen 
46 B Kalk. Abschreibunaen Sichemeitseinrichtuooan 1Rohrleitunoen1Haus:anschlusslei•unn!!f1) 
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A B 
47 
48 

V. 
1 

Kalk. Abschrelbunaen M.es~. Reael· un.d Zllhleranlaaen 
Kalk. Abschrefüunaen Gaszähler der Vertellunc 1 

49 
50 

2 
3 

Kalk. Abschreillunaen Hausdruck.rearer/Z.ählerrealer 
Kalk. Abschreillunnen Messeinrichtunaen 

51 
52 
53 
~ 

4 
5 
6 
7 

Kalk. Abschreibuncen Reaeteinricht\lnQen 
Kalk. Abschreibunaen Sichefheitsmrichtunaen {Mess-. R"""I· und Zähleranlaoen} 
Kalk. Abschreibunnen Leil · und EnerQletedmik (Mess-. Reael- und Zähleranraoen) 
Kalk. Abschreibunaen Verdichter In Gasmischanlaaen 

55 
56 
57 

8 
9 
VI. 

Kalk. Abschreibunaen Nebenanlaaen (Mess- Reael- und Zähleranilaaenl 
Kalk. Abschreibunaen Gebäude !Mess-. Re<iel- und Zählera.nlaaen) 
Kalk. Abschreibungen Femwll'kanlagen 

58 
59 

60 

3 .1.2 .1. 
3.1.2.2. 

lmma1erlelki Venni'Jgensaeaem.lände des Anlagevemioaens 
Geleistete Anzahtunoen und Antaaen im Bau 

6 1 3.1.2.4 . Grundstücke zu AKIHK 
62 
63 
64 

3.1.2..5. 
3.2.1. 
3.2. 2. 

Sonstiges 
Immaterielle VermllnPns.....,,enSlände 
Geleistete Anzahlunaen und Anlaae n Im Bau 

65 3.2.4 . Grundstücke ZU AKIHK 
66 
67 
68 
69-

3..2.5. 
4. 
5. 

SonstiQes 
Bilanzwerte der Finanzanlagen 
Bilanzwerte d.es Umt:aufverrnögens 
Summe 

70 zuslt:z:llche Zinun 
71 n 

73 

74 Nr. Anlagengruppe Ans cl 
• u • • . „ „ •. ,,, "--•"''°\• " :a1tf 1 Annt.tlUit i'lc he K°"'"" 

1 
1 

76 
77 
110 :t 
113 
171 a -

~ 
GrunditOdCA-· .Ballllln IOl'T,_ __ltWMlm 

lud9 .. ·-~ 

Summ• 

Summe 

. 
~ 

327 
335 u 
337 
341 "2 
628 
633 
637 

Hardwlf9 
l:I•..... 

~ 

., 

-
r. 

u 

. 
·r 

summe 

Summe 

>· 

1 . 

643 
645 
647 
650· 
851 
652 
653 
654 
655 
656 
664 
681 ll'-1 .1 
9t6 

Rottrllltu lllahliPE:umm1n1e11 
RohrteltunaenJHau&ansehluss!PltunQl!n Polyethylen H'l:-liOl 

- 1 ·" l ..• ~ Summe :.· 
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1 D 1 1 --'A B c 
91 7 
919 . 
923 
924 

' 971 IV, 4 
us.c 

Rolrdlllla we--~nPO-""l•n R>F.wm Slimrn ; 

H67 V.1 9.nlhlerder:'ltmllUna SJmlm• ' 
1195 
1196 
1216 
1217 
1221 
1222 
1228 
1229 
12:<1: 
1231' 
1=· 
1231' -
1236 
1237 
12:39 l(. $ 
1241 

.. M.....n ' M'T.;­ - ~ -.. .. SUmme " „4 

12•2 
1243 
1285 ll.4 
1473 
1491 lll 
1492 

·­

- ~.' 

„-1t1nr1c111u11....-· 

Be•.mt 
-­ -

-­

. 
·­

-

\• ' 

,. .. 
„ ,. " Summ• 

Silmme'. 

, ' - ~r J 

' ':. "j 

ir ~, ~ 
1 
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B c 

Pauschalierter Investitionszuschlag 

EEV E~ergje-Ems-Ved>le GmbH & Co. KG 
BK9-1118208 
12003143 
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A 1 B 1· c 0 1EI F 1 G I HI 1 1 J i'<I L 1 ... 
1 Anlage IV -.i 

Überleitung der Gesamtkosten zu den dauerhaft nicht beeinfluss baren Kostenanteilen 

.i gem. § 11 Abs. 2 ARegV 
~ 

'l.Mlemehmen .L EEV Energle-Ems-Vec:hle Gmbl-I & Co. KG 

...!. AZ 8~11'8208 
1 

..L Betriebsrwmmer 12003143 

...!. Netzoommer f 
9 

Gosamlluuri.n 1 1 u .-.11<1nsi (Mlnusl 1 Umbud1'11111 f lllinLISI 1 1 Umbuc:fl1111g tPlu1) 1 Umbuc'11111g IP!u•I 
1 1 

G...,.mlltol1WI 

1 
0.llmtt.OSll A 

Zlßt """'°" Kaosttruirten nadi Mibllun11 eNmtzA e-mH Notdietrelbe< gorii BN.aA 119mll -•• 11911'6&BN11ZA AM:h Umllud!Yng RKhUntbucM.l,_g 

'10 

11 1. 
Erbsaun.g der rwlvanban Dat.n zla" &mlttlun.9 er. 

11 1119t2lcos1Rti 
12 t2 , Au,_,,.tcnleic:fl• ll-•n 
13 u f.1. MM~osten 

14 14 1.1.1. da'l'oc'I Au(Wet1dunnen für Ro~ Hlf.- und BelriebsS'k>fle 
15 15 i:1 1.1 . ~una;m lilf d~ BHchanLlno. wn Verlust~ml& 
1e 16 1, 1.1.2 ~""""" filr die Bnehalluno ..,,., Trelbenenile 
17 17 1, 1.1.l .<w!weondun,_ filr die B~no....., EioenYerbraudi 
18 ie 1.1.1.4 A.ufftendur\Ofln. fir die Beschaffuno 'f'Cn Enl.saannunas~i• 
19 19 1. 1 f.S Sonstbti:s 
20 20 1.1.2. dali'On ~nnen mr be:ranene Le:lstun­
21 21 1. t.2. t - • 
22 .22 1.1.2.2 . Aufwendunnfln rll ilbel111!1MIR& Ntllzii"dra:struktur 1 

Zl 2'3 1.1.2.3 Av'->d...,,,.n ri:. cUch Drille eil:raclile llelriebs.-...., ' 
24 1.1..2.4 

Av'->d11f>9en ri:.~h Drilleelbrachle Wal1\lngs-unn 
24 lnS1andhdunosleis&unoen 

25 1.1.2.S 
Av'-id"""'8n M-lfe BolCN!fling _, Auogleldl„ne19;,. tilr 

25 Basisllilanuusoleidl 
26 2ß , 1.26 Avlwend\JnQen IUr Dilte-.menoea 
27 V 1 1.2 .7. SOnsu.„ 
211 Z8 1. 2. 'Permon11kost.n 
29 29 1-2.1. U51Vw und Gehlher 

30 
30 c ··-­-~ ·- ­ ~·~;~"' 

.lt 31 KOlt~M~~~'-.!f~in 

32 1. 2.2. 
SOi:'llile A!Jgat>M und Aufwendin;ien r.;. All.e,...,....Of'QUllQ und 

32 mru..ier"'·~-
33 33 1.2.2 1. davon ·fllr A"9r.werso-·"" 
34 3't 1.2.2.2. davcn 1C»ala .11.PV"11ben tJnd ·----Aufwend'-" 

-· " -··-~ 
35 V~"Zll~li!ICI · . ...... 

IS'Qitl9lftil~Jri 11er-zait..w 3i'.ou:2ooa..1ia~1M1> 
3S .... ~_„; /„ ·.~..:. ·, _•..; .,_ .• 

l6 
36 1n11wr1,~!MltnNlrIOftdor.Clerlm 

1 

37 1.3. zin..., und l h nldle Aur...ndungffl (Fntm-pil1lzlnan)
37 
38 311 l .l.1. ~ „ ......... libei" 1i1ef'bundenen UnLeroehmen 

J9 1.3.2. dftof1 gegen~U/tlemehman, ri denen .ein 
39 8e!ell"1-...-.s....m.v11"'d besu1hl, 
40 .Cl) 1.:U. dnon -nUber KredilinsUtuten 
4 1 4 1 1.3..4. Sot151Joes 

42 1,4. 
. , __..~r~„ 

Klf<pe~ l!lnliwswwwu.ts-utld 
42 
4]. 43 1.4. 1 !Sh<Jn KFZ·Sleue< 
44 44 1.4.2 . !Sh<Jn Grunds teuer 
45 4S 1,4 3. da'von S0n"1nllS .. ·­
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A 8 c 0 e F G H 1 J K l ·.• 
Geso-.­ Umbualwn,g (Ml...,•J Uml11••lw"11 (MI...,•) UmlMlalw"ll (Plldl Um11<1alw1>11(Pl1AI G1wmlko:tof1n O...rrrllt.cl1ten 

nadl Milt0lklt1g BNetzA 9nn1&N-..„ll>..­ ll"mlBB-. .g.ml& NMz'be4,..lbtlr igemll& BNetzA MCl'IUmtn.rcl'lll!tlg onac.h.Un<Clu.Chiu"'U 
Zellt Po1ltlan Kooi•Mrtllln QflllH Netzbet1111bor ~BN.w. 

10 (€) [El [() {€1 CEI [(I 11.1 
46 46 1.5. Sondino bcrtrie'bficti1 K-o.,.en 
47 47 1.5.1. da.,.on lliir sons.•.ba Fre:dbDhtt.sd~s11 tl'Y'Vtn 

d•••n IUr &.tollungiBe.-e;1s1ellun~ eine> lnlarma~onssysu.ns 
48 1.5.2. 

übe< die KapazitMAllSlawng (§ 10 GasMZV a.F.l 
4ll 

da•cn aus c!ef V"'1Jabo zur ReduitieNnil der 1.lamgebiete 49 1.5.3. 
411 •nernß ~ 21 Abi 1 GasMZV 

da>'Onf\lr die Elnrtchtung und den 8etritb elntt 
50 1..5.4. 

50 H1ncfotcntartfonn f6 14 J.bs. 1 G•"'"'"" 
dayan lür d4 0..rdlfilhrung der Ve~ nach J 10 Abs- 6 

SI 1.5.5. 
51 GasHZVa.F. 

d111,10B ais Wl~gUr:tnm- Venlnbar\1"9811 mit Drillst .gem § 9 
S2 1.5,6.1 

52 Al>s . l Nr. 1 Gastav rg 6 Abs. J S. 2 Nr 1 GeNZV a..F.I 

53 1.5.6.2 5:3 ~~s·~ -' ~!11 
; 1 

S4 S4 1.5..7 d1...an W.a~nn· und lrt1lm'ldHlz.una 
'5'5 55 1.5.8. ·-

daYan Meoen, scnsöge Pachll"1sen, scns6ge Le„lngraltl\. 
• 

56 1.5..9. S6 G«Nhren und 8ei1rADe 
57 S7 1.5.10. d1y0n. Vt:nk::he"·-en. 
~ 118 1.5..U. dal'On l!Uubedan Ctucl:satrien ....i l.elsdYttlen 
59 S5I 1.s.n. daYGR Postlo>llM Frach!tos.-.n und IMlidle Kosten 
60 60 1.5.13. d•tr10n. Rechts- und BeiaNnnskos1en 
61 lil 1.5 .U . da..-on.,;;:,_nso..- "lh-- .,._,,den 
62 ll2 1..5.15. da\Jan. R.eise\oseen i.:nd AusHisun­
63 113 1.S.18, dawB Bewirtunn und Geschenke 

davo1>6nzetwef\beriChtigunQe11 und Absd uebungenauf 
6-4 1.5.11. 

64 FQfderun,_., 

65 1 
65 1.5.'8. da•or> Etngett e· lilr ....,,,....,. Nel8;ot1en nach i 2oa Gu"NEY 

66 66 1.5.19. Sansllnes 
(f1 &7 . z k•lkt.al•tofi""• Absctn·•lb~-
6!l 66 2..1. Abschnib~l:MrtSachanla.Gh"emliO,._. 
B!I l!lil .2.2. AMchreibunm11n lmm•tilrl1lles A_.,....,.rmb,_.... 

Kon•••Slanen, ~idMI Schuezreente und ihnlche Rechte 
70 2.2.1. und Wene soYM lizenmn art sdchen Rec.t'ün und Werten 

70 
71 71 2.2.2. Sonslia•• 

Absehroib""111"'' fl.,.,nunto~n und Wtutpopien d'H 
72 2..3. 72 Um:l.llufwnn&ntns 

73 73 2..3.1. Absd"u·ee:- -enaur Finanun11.-. 
74 74 2..3.2. Atlscta,,.;... vvten aur Wertn1~ere des. Uml1u~s 
75 75 3 !<Jlllc. El-k•mltalverzl,...na 
76 76 4 K•lli:.--tt 
n 77 l.a. NolJl<oston l.o• .....-Al>z1111 derkost.tnmlndemlftt1 Ert&H 
78 75 5 K-mlndomd• &1111• und e.tr11.,. 
79 79 S.I. • 
eo ' eo u ondon> ok!Morta El...,lois1unQln 
e1 &1 5.3. P.nr.:1.ne aus S.t.l11D1Jl'W'l8n 
152 82 s.3.a davart aus yefbundeJ'ten U:ntemet"rnen 
83 83 !S...t. 
B4 11<4 5.5. 

es Ertl'log• aus anduwn Wlffpiipl.,.n und Aw•lelhungwn des 
es S.6. === 

Finena.nl1a1v1-""'H1• 
es 86 5.6 .a . davon aus verbund!inen Unternehmen 

:
87 8'7 5..7. Son1tla1t Zinsen und Jihrlllche Emlae 
ISS 118 $.7..1, ErrrdDll!I aLtS.Fi:ulnz.al1'a,,_, 
89 119 5 7.1.1 Gavan Erträae aus vet2imUchen Fi"IC\ll nzanla'""" r - r 
90 90 5.71.2 da•on &trlae ••• cast>Poofno - -

Eftrlge aus Forderungan und' s.ons.11gen 
91 5.7. 2. 

!J1 'Vf.lrmi5nen.__..,l!MUm:fen V.._....„otere:ri und 10...dt"n ·~4itleln 

!12 91 S.7.2.1 &trilaa .aus F<1rden.•uiaA .aus Lle,_,_..„n und Leisl•--n 
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A 8 c 1 D IEI f 1 G IHI 1 1 J IXI L 1 "' 1 

Zelle Po•ltlon Koa(e­ 1 

Go111n11c-„ 
nach Mltlllh••a BNrtzA 

1 1 
Umbudumg 4Mln.,.) 1 Umll<lcl>ung (Ml,,.a] 

·~ Nml>o<ll'llbtr gtmll BNttzA 
1 1 

Umbvcl>urog (l'lu•] .I 
11•mll ~rtlber . 

U-..cti..rog(PI,,.] 

11tmll~ 11 
Gea•....U..'1•ten 

nach ·Ul'l"lbuct.t.IDG 1 
GeH m U10'MM'I 

f\t!Cb LJ'ml>uctu...g 1 
10 

9~ 
93 5 .7.2.2. 

Emll}o aus f<lrdeflllgen gegeniiber-mtundenen 
lkffmehmen fL!t Cash-Poo•~l 

9" 
94 5.7.2.3, 

Ef1riige ll.IS Fotderungani gegen Unl:emehmen, rrit denen eh 
Bfteilauncs•erlldllnle besteht 

95. 95 5 ,7.2.4 . Er1~ 11111-SQi~ Vermi'M'lllti!!'ltt1eaan:11Jindel\ 
96 . 96 5.7.2.li . En......, aus Wertllaoieren des Umloufvenn_,s 

97 
98 
gg 

97 

98 
99 

5.7.2.6. 

5.7.2.1. 
! .8. 

Enrige ""' Kasseabtsland,. Gutl>aben bei Bundesbank und 
KredhlnsllMen 
Andere- IOl'I._..,,_ ZIMen und 61"tnkhe &tt•ae 
Sonst!„ Erlllse ..,d ErtrtlQO 

100 100 ! ,11.1. 
Er10n a.uo der Berellsl1llung sonltlgK Hllfs<lle~ 11em. § 
5 Pibs.. 3 G11NZV !~ 15 Abs.. 3 GuNZV a.F.1 

101 101 5.8.1.1. Er15se eus dol HersleUuna bestmrnte< Gasbeschallenheiten 
102 11l2 
103 1W 

5.ß.1.2. 
5.8 1.3. 

~.se aus Nc:mtini.intl'V'lsersal'Z'lertahre.n 
Et16se lu.5 ~ en.nzau..--...n 

104 104 5.11.1.4. Er1bse aus s~ Aexlblllltsdh„tSlJeistunaen 
' 105 

106 

11)5 

106 

5.lll.S 

5„.1.2. 

Et1!15'1 aus.anderen ef1D«le~ktlen sORSli""'" Hil scfem!M 
Nlohl· rurilok~slilltt. Erlöst aus VertbolgtAlng gKM" S 111 
Abs.~ GtsNZV a:F. 

107 
107 5..11.3. 

Ertrllgo ws -•11119 VOCl Rlilck.sl1llW1~n llfll'I. § 10 ltl>s. 
GasNZVa.F. 

10 1 
10! 

108 
109 

11.8,4. 

5..8.5. 
Erlöse • us V..rltavf von Entaaannuna~rom 
Er1he •Ln Offf......,Zinll'.f'IQ91\ 

110 110 5 ,8.11, Anden- Sa...-t.... Erf'6M 

111 
111 5 .8„11..1 

EfilvDf"I Utn11tmritl„ „us :f'Ur Dritte el"bncftte 
°"'11Uel1t\lnt0tn 

11• 112 5.a.7 . Man ......... EtlrlQO 

113 113 Lb. No1zlcoslat1 t,b. nachA02ua kostll'nmtndemcs.rEl1~H 

* 
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A 1 B 1 c D 1 E FI G H 1 J 1( 1 , Anlage V 
2-
...!. Aufwandsparameter gern.§ 14 ARegV 

4- EEV E.neJgie-Ems-Vechte GmbH & Co. KG..i. Unternehmen 

~ AZ. BK9·11/6208 

,.2... Betriebsnummer 12003143 

J.. Netznummer 1 
9 

1 

Aufwandspwameter AufWalldlpor•mo••r 
Nelzl«>stea nach dauertl•lt nlch! beelnlllu:nb•re [genellmigl• K•pll•lkosten] [sllll1d•rdl•Hrt• K.oplt.lrl<011l•n) 

Poll!lon l<o_Renlltlen l<onsolldlenmg cf•'IOl'I l<oe.ten gemU§ 11 Aba.. 2 ARegV gtmllA § 14Ab5.. 1 Nr. 1 u. 2 goml1l § 14Abs. t N'r. 1 bl• 3 
(E) tEJ ARegV l.V.m. Aba.. 2 ARagV 

"'' '"" 10 
11 L Erfnsuno der relYanten Daten zur Ermitttuna der N<!tzkosten 
12 1 Aufw-SQ'lelche Kosten 
13 1.1·. M!aleri•lkosten 
14 1.1.1. davon Aufwend'u"""n fQr Roh- Hil fo.- 1r1d BelriebsstofCe 
15 1.1.1.1. Aufwendunaen für die Beschadfuna YClfl VectJs«inerole 
16 1.1.1.2 A/Jfwendunoen lur die Beschalluno YClfl Treibeneraie 
17 1.1.1.3 Aulwendunoen lllr die Beschalluno YClfl EiQ!!flveltlrauch 
18 1.1.1.4 Auf\orencfunoen für die Beschallun<> vcn Entso..,,,1%1asmieroie 
19 1.1.1.5 Sonstio"" 
20 1.1.2. davon Aulwen<tunDen Nlr b"""'ene leiSbJnQen 
21 1.1.2.1­ - „ 
22 1.1.2.2. Allfwencllnnan IUr überlassene Netz~ 
23 U 23. AIJ/v;enclJ''""" lür durch Drille emmchte Belriebslülwuno 

1.1.2.4. 
Aufwenclln;en Kir duid\ Dn!le el1ltachte War1un;s- 1r1d 

24 lnstantt>altunndaisttJn""" 

U .2.5. 
Alal'Mendungen rur die Besd\afhJng von Ausgleöchsenl!llgie für 

25 Basisbifa""'"'«nleich 
26 u 2 a , ........,ndunoen Nil' Oilferenzmeaqen 
27 1.t.2.7 Sonsl>Qes 
28 t.2.. PftSONllJ<os!en 
29 1.2.1. L6hna LS1d Gehälter 

,~r!Ohid~~ii;-·~~· . '"'~8.,,,D-WH!1" 
30 11111 ..-__,;.. .­ ·:,.-:._;. 

·­:c ,_11ulel'~Uld~lm rl 

31 lllnlemilllmiln - - .: 

1.2.2. 
Soziale Abgaben und AJ.Jlwendungen für Al:et'$V~f9""9 uoo lir 

32 
Unlerslül2lmg 

33 \22,1 . dwcn fCo' AJtersV'l!rsorn.nn 
34 1.2.2.2, daYCO scrziale ADOaben und sonstiQe Autw8'1d.-en 

. ~ß.derbe~~ \lftnbarungen
zu~-lnl~ icJw.ii d'-lnderZ.itYOI 

35 dem:ai. Oaz.2008 „ • ~aind 
~ der'Mtrllil*! - 1llrKfilet derIm 

35 : . ' 
'SI 1.l. Zlnsen und llhnllche Aufwendunaen !Fntmd011ltalzins.enl 
38 1.l.1. davon ~enubervetbundenen Unternehmen 

39 1.3.2. 
daYOn gegerober Unternehmen, mit denen ein Beteilig1M19svemallnis 
besteht 

40 1.3.l. davon """erklber Kredltins1iluten 
4f 1.3.4, Sonstlo"" 
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A 

Po•lllon 

10 

1.4. 

43 1.4.1. 
44 1-4..2. 
<15 1.4.3. 
46 1.5. 
47 1.5.1 , 

48 1.5.2. 

49 1.5.3. 

50 1.5.4. 

51 1.5.5. 

52 
·U.6.1 

53 1.5.8.2 

54 1.5.7. 
5S 1.5.8. 

56 '1.5.9. 

57 1.5.10. 
SB 1.5.11. 
59 1.5.12. 
60 1.5.13. 
61 1.5.14. 
62 1.5.15. 
63 1.5.16. 

13.c 1.5.17. 

65 1.5.1!. 
66 1..5.19. 
67 2 
63 2.1. 
69 2.2. 

70 2.Z.1-

7t z.z.z. 

8 

Aiiiabblliw~lClhOteuem l•lderG8'WWl'.b....uw, J

davon KFZ-steuer 

dBVOnSons1i 

!Kll~i'SclhaitSlltlMc',~ und 9ollderftltuuecl•llJ 

davon für Erslelllni;'Berel1stelluf'lll eines lnlOrmaliom;syslams über die
Ka:>azitätsaustlsllUn 10 GasNZV a.F. 
davon aus der Vergabe 211 Reduzierung der Mar1<Lgeboele gemaß § 2
Abs. t GasNZV 

dawll'1 ri.i;eten. soosliige Padlmnsen, son• Leas'ingrall!C), Geblbal
uoo ·Beiträ 

all.e ((;r -.ermiedane Netzkosten nach 20a Gastn:V 

Konzessionen, g.ewerbliche Schul219chle und ahnliche Redite tll'ld 
'Werte sc..ia Lizenzen an solchen Rechten l.f1d Vl'<!rten 

Absebrclbungen Finonzanlll9fln und Wertpapiere des 

c 0 E 

davon 

72 
Z.l. 

73 
Z.l.1. 
74 
Z.3.2. 
75 
3 

76 
4 

77 
L&. 

78 
5 

79 
5.1. 
80 
5.2. 
81 
5.3. 
82 
5.3.a 

Umlwfn 
Abschreib 

F G 

daun&ftnlebt beeinflussber• 
Kostl!f'I gemlß § 11 Abs. Z ARegV 

f€l 

H 

Aufw.ndapanmlt•r 
{genehmigt• l<aplllllkosten] 

gemlß § 14 Am. 1 Nr. 1 u. 2 


AR119V 

[E'! 


J K 

Autw1nd1paramei.er 
[•l•nd111dlsl•rt• lllpttal1coll•nl 
vemlA § 14 Aba.. 1 '"· 1 bla J 

l.V.m. Abi.. 2 AR"llV 
[E] 
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A 8 c 0 E F G H 1 J K. 1 

AufWanchpar•metw Autw•nchpar•melw 
lff1zlloslen n11c:h d•ull1\aft nicht beetntlusabln (ll'erwhmigte l<apllalkost.en) (atandordlal•rt• K•ph•lkoalon) 

Posftion Koslen•rten KoMoll~ da\'On Koeten g...,111 § 11 Abe. 2 ARegV gemlll § 14 Abs. 1 Nr. 1 ,., 2 gemlll § 14 Ab$. 1 Nr. 1 bla l 
[€] [€) ARegV l .V.m.. AIM. 2 AR99V 

10 
(E) 1€1 

83 5.4. ~--
~ 5.5. 

„__ 
• 

5.6. 
Ertrtge •us m>det'en Wertp„pferen und Ausleihungl!n des 

85 Finmu.,."°""""'""°"'"'"• 
86 5.6.a . davon aus vert11.1ldenen Unternehmen 
87 5.7. SonstlDe ZinHn und lhnllche „....,_ 
88 5.7.1. Er1r- aus F°"M'laraanl-n 
89 5.7.1.1 . d&YOfl Er1rlloo eus verzlnslichen Finanzantacen 
90 5.7.1.2. davon ErträDe aus Cash-Poolin<I 

5.71. 
Ertr&98 aus F0<def\J"!lan und sonstigen Vermbgensgegenslardl!n, 

91 Wartoaoleten und liculden Mitteln 
92 5.7.2.1. Er1..-aus F0<def\Jnoen aus Lieferunaen und Leis1unnen 

5.7.2.2. 
Er1räge aus Forderungen gegoouber verbi.ndeaen Un1emel·rNm (z.8 

93 Casl\.-f>oolin<>) 

5.7.2.3. 
Erlrllge aus FCftlerungen gegen Unternehmen. m~ denen ein 

94 Beteilimmosvarhällnisbestahl 
95 5.7.2A Er1nloe aus SOO"""en Ve sianden 
96 5.7.2..5 Ertrioe au$ Wertpanieten de$ lJIT#.aulve""""'Bn$ 

5.7.2..6 
Ertra~ aus Kas~rtand. Guthaben bei BundesbaA< und 

97 Kredllinstib.Jten 
98 5 7-2.7 Andl!re sonsbae Zinsen l.M'ld ahnllche Ertrl!De 
99 5.8. ,,_..,_EtfllAund~ 

LB.1. 
Et10ae ...,. dff Bereitstellung sonstigw Hilfsdienste gern. § 5 Abs. 

100 3 GasNZV !& 15 Abs. 3 GuNZVLF.l 
101 5.8.1.1. ElloOse aus der Hente9.lnobestsnmler Gasbescha!femeiten 
10'2 5.8,12 . Etlllse aus Nominiel\llasersatzveriahren 
100 5.B.1.3. Efl05e aus erweitertem Bilan•,....,.."lch 
104 5.B.1.4. Ettöse aus sonsbaen Fl~lit:llJs<iensUaistunoen 
105 5.8.1 .5. EflOa aus anderen e<forder1ichen o;nnl<limln Hilrsdlensten 

5.8.2. 
Nicht zurOctcgestellta Ertllse "~ Venlelgerung g..m. § 10 Abs. 6 

106 Ga1NZV•.F. 

5.8.3. 
Er1rfige Au!IOsung von ROr:l<stellungen gem. § 1OAbs. 6 

107 GSllNZVa.F. 
106 5.8.4. Erlöte aua Vertcallf ·von Entsnar11'1""""1rom 
10S s..e.s. Erlöte aus DIJJer-menaen 
11( s.e.&. Andere Sonstlae Erlllse 
111 5.8.8.ll davon Umsa1Url4se .„„ fOr Dritte ertwachta Olens111>iah--n 
112 5.8.7. Alldare SOflSll""' Ert"""tt 

' 11J ruallzliche Venltwuna «Ir SblndllrdfSl.e„....,,,, l.b• NetzJcosten l.b. nacti Aluuo kostenmlndemder EttO&& 

..!.1l 
11E-

117 
Ti1i 
.ill ........
.ill --
121 ,

"122 -
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Anlage 1-NB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus der 


kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 6 Abs. 1 ARegV 


Gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 ARegV ermittelt die Beschlusskammer das Ausgangsniveau für die 

Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen in der zweiten Regulierungsperiode 

durch eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 der GasNEV. Die 

zweite Regulierungsperiode beginnt am 01 .01 .2013. Die Kostenprüfung erfolgt nach § 6 Abs. 

1 $ _ 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn der Regulierungsperiode auf der 

Grundlage der Daten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß § 6 

Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalenderjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrunde liegende 

Geschäftsjahr endet, als Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die 

Kostenprüfung auf der Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010. 

Für die Bestimmung des Ausgangsniveaus der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die 

zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017) sind die Netzkosten nach § 6 Abs_1 S. 1 

ARegV i.V.m. §§ 4 bis 9 GasNEV zu ermitteln. Gemäß § 4 Abs. 2 GasNEV setzen sich die 

Netzkosten aus den aufwandsgleichen Kosten nach § 5 GasNEV, den kalkulatorischen 

Abschreibungen nach § 6 GasNEV, der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 

GasNEV sowie den kalkulatorischen Steuern nach § 8 GasNEV, unter Abzug der 

kostenmindernden Erlöse und Erträge nach § 9 GasNEV, zusammen. Bilanzielle und 

kalkulatorische Kosten sind nur insoweit anzusetzen, als sie einen Bezug zum Netzbetrieb 

aufweisen (§ 4 Abs. 1 S. 1 GasNEV) 1 den Kosten eines effizienten und strukturell 

vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, S. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 

EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach 

einstellen würden (vgL § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). Gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV, der die 

Unanwendbarkeit von § 3 Abs. 1 S. 4, 2. Hs. GasNEV statuiert, ist dabei die 

Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ausgeschlossen. Kosten und Erlöse bzw. 

Erträge, die dem Grunde oder der Höhe nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres 

beruhen, auf das sich die Kostenprüfung bezieht, sind gern. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV nicht zu 

berücksichtigen. 

Die so ermittelten Netzkosten, die gern. § 6 Abs. 1 ARegV das Ausgangsniveau für die 

Bestimmung der Erlösobergrenzen bilden, ergeben sich aus Anlage 1-NB (Zelle F105) und 

betragen 
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Anlage l·NB 

Die Beschlusskammer hat der Prüfung, neben dem nach § 6 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 2

GasNEV vorzulegenden Bericht. den Erhebungsbogen zu Grunde gelegt, der vo

Netzbetreiber über das Energiedatenportal übermittelt wurde. Bei der Übermittlung wurde di

Bezeichnung der XLS-Datei mit einem Datum und einem sog. Hashwert versehen, um ein

eindeutige Kennzeichnung der Datei zu ermöglichen. Welcher Erhebungsbogen der Prüfun

zu Grunde gelegt wurde, ist den Anlagen 1-NB bis 6-NB Ueweils Zelle 89) zu entnehmen 

1. Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind zu berücksichtigen, wenn sie einen Bezug zum Netzbetrie

aufweisen (§ 3 Abs. 1 S. 1 GasNEV), den Kosten eines effizienten und strukturell

vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S.

1 EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach

einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum

Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen

oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu berücksichtigen.

Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach

dem Vertrieb oder anderen Unternehmensaktivitäten zuzuordnen sind, grundsätzlich nicht

auf den Netzbetrieb bezogen und somit nicht berücksichtigungsfähig. 

Der Netzbetreiber ist darlegungs- und beweisverpflichtet für die Tatsache, dass die geltend

gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt sich bereits aus der

Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem Rechnungswesen des 

Netzbetreibers entstammen. Diese internen Vorgänge sind der Beschlusskammer nicht' 

bekannt. solange der Netzbetreiber nicht selber die beurteilungsrelevanten Kosten darlegt 

und diese dezidiert nachweist. Dem steht auch nicht der Amtsermittlungsgrundsatz 

entgegen. Der Pflicht der Behörde, den Sachverhalt in eigener Verantwortung aufzuklären 

(§ 68 EnWG und 24 VwVfG) stehen insoweit Obliegenheiten des Netzbetreibers gegenüber; 

die Mitwirkungslast begrenzt die Amtsaufklärungspflicht der Verwaltungsbehörde_ Diese 

braucht entscheidungserhebliche Tatsachen nicht zu ermitteln, die der Betroffene ihr zu 

unterbreiten hat (vgl. BGH, EnVR 79/07, Rn. 21 ; BVerwG, 5 C 27/85, NVwZ 1987, 405). 

Nicht nachgewiesene Kosten sind nicht anerkennungsfähig (so auch: OLG Düsseldorf, Vl-3 

Kart. 472106 (V) und BGH, EnVR 6/08). 

Die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ist gern. § 6 Abs. 3 s_2 ARegV 

ausgeschlossen. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV regelt, dass § 3 Abs. 1 S. 4, 2. HS GasNEV bei der 

Durchführung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus nach § 6 Abs. 1 

ARegV keine Anwendung findet. Kosten und Erlöse bzw. Erträge, die auf einer Besonderheit 
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Anlage 1-NB 

des Geschäftsjahres beruhen. sind gern. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV ebenfalls nicht zu 

berücksichtigen. 

1.1. Aufwendungen für überlassene Netzinfrastruktur (Ziffer 1.1.2.2.) 

Die vom Netzbetreiber geltend gemachten Aufwendungen für überlassene Netzinfrastruktur 

waren cht zu berücksichtigen. 

Der Netzbetreiber hat Aufwendungen für durch Dritte überlassene Netzinfrastruktur in einer 

Höhe von ~eltend gemacht. Die von dem Netzbetreiber geltend gemachten 

Aufwendungen für durch Dritte überlassene Netzinfrastruktur beruhen in Höhe von 

- 1uf einem Vertrag mit EVE Energieversorgung Emsbüren GmbH, in Höhe von 

auf einem Vertrag mit NVB Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH und in 

Höhe von . .3uf einem Vertrag mit Stadtwerke Schüttorf GmbH. 

Netzbetreiber können gemäß § 4 Abs. 5 GasNEV Kosten oder Kostenbestandteile, die 

anfallen auf Grund einer Überlassung betriebsnotwendiger Anlagengüter, maximal in der 

Höhe ansetzen, wie sie anfielen, wenn sie die Leistung selbst erbringen würden. Die Preise 

für die Überlassung betriebsnotwendiger Anlagengüter sind somit an den kalkulatorischen 

Vorgaben der GasNEV zu messen. Liegt das gezahlte Entgelt dagegen unterhalb der nach 

den kalkulatorischen Vorgaben der GasNEV ermittelten Kosten, sind ausschließlich Kosten 

in der Höhe des tatsächlich gezahlten Entgeltes anzusetzen. Daher werden die 

kalkulatorischen Kosten des überlassenden nach den Maßstäben der GasNEV geprüft. Der 

BGH hat die hier verfolgte Prüfungsmethodik der Beschlusskammer vollumfänglich bestätigt 

(BGH, EnVR 79/07 - „swu Netz GmbH"). 

1.1.1. Überlassungsvertrag mit EVE Energieversorgung EmsbOren GmbH 

Dem Netzbetreiber wurden von EVE Energieversorgung Emsbüren GmbH Anlagegüter 

überlassen. Hierfür hat der Netzbetreiber Aufwendungen . . _ - - ·- . _ 

geltend gemacht. Diese waren . zu berücksichtigen. 

Die zu berücksichtigenden Kosten und Erlöse ergeben sich aus Anlage l-VP1 . 

1.1.2. Überlassungsvertrag mit NVB Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH 

Dem Netzbetreiber wurden von NVB Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH Anlagegüter 

überlassen. Hierfür hat der Netzbetreiber Aufwendungen 

geltend gemacht. Diese waren in Höhe von · · · zu berücksichtigen. 

Die zu berücksichtigenden Kosten und Erlöse ergeben sich aus Anlage 1-VP2. 
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Anlage l~NB 

1.1.3. Überlassungsvertrag mit Stadtwerke Schüttorf GmbH 

Dem Netzbetreiber wurden von Stadtwerke Schüttorf GmbH Anlagegüter überlassen. Hierfür 

hat der Netzbetreiber Aufwendungen in einer Höhe vor Diese 

waren in Höhe von w berücksichtigen. 

Die zu berücksichtigenden Kosten und Erlöse ergeben sich aus Anlage 1-VP3. 

1.2. 	 Fremdkapitalzinsen (Zinsen und ähnliche Aufwendungen), Sonstiges (Ziffer 
1.3.4.) 

Rückstellungen für die Mehrerlösabschöpfung werden nicht berücksichtigt, da der gesamte 

einmalige und nicht wiederkehrende Sachverhalt „Mehrerlösabschöpfung" und damit 

sämtliche in Zusammenhang stehende bilanzielle Bestandspositionen, Erträge und 

Aufwendungen im Rahmen des Netzkostennachweises nicht berücksichtigt werden. 

1.3. 	 Aufwendungen für sonstige betriebliche Kosten, davon Sponsoring, Werbung 
und Spenden (Ziffer 1.5.14.) 

Die Aufwendung~n für Sponsoring, W!3rbung und Spenden sind nicht zu berücksichtigen. Es 

handelt sich bei den geltend gemachten Aufwendungen für Sponsoring, Werbung und 

Spenden generell um Kosten, die keinerlei Bezug zum Netzbetrieb aufweisen (vgl. § 3 Abs. 1 

S. 1 GasNEV). Sponsoring, Werbung und Spenden sind, soweit sie als 

Kundenbindungsinstrumente eingesetzt werden, in der Netzentgeltkalkulation nicht 

berücksichtigungsfähig. Aus der natürlichen Monopolstellung des Netzbetreibers ergibt sich, 

dass solche Aufwendungen ihren im wettbewerblichen Umfeld bestehenden Zweck in der 

Monopolsituation von vorneherein nicht erreichen können, da die Netznutzer regelmäßig 

keine Wahlmöglichkeit zwischen konkurrierenden Netzbetreibern haben. Der mit 

Werbeaktivitäten verbundene Imagegewinn ist - bedingt durch _das Monopol eines 

Netzbetreibers - für den Gasnetzbetrieb nicht erforderlich. Die Vorteile, sofern sie nicht 

ohnehin ideeller Natur sind, liegen eher beim assoziierten Ve'rtrieb. Ein entsprechender 

Nachweis der Betriebsbezogenheit der geltend gemachten Kosten ist überdies nicht erfolgt. 

1.4. 	 Aufwendungen für sonstige betriebliche Kosten, davon Sonstiges (Ziffer 
1.5.19.) 

Der Netzbetreiber hat insgesamt Aufwendungen unter der _.... einer Höhe von 

1tend gemacht. Die vom Netzbetreiber geltend gemachten Aufwendungen 
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Anlage 1.NB 

waren um die Zuführung zum erhöhen. da 

die Bestandsposition auf der Passivseite der Bilanz berücksichtigt wird. Anders als bei der 

Mehrerlösabschöpfung handelt es sich bei der Ruckstellung fur Reguherungskontosalden 

nicht um einen außerordentlichen Geschaftsanfall. da Regulierungskontosalden regelmäßig 

anfallen. 

2. 	 Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung 
der kalkulatorischen Abschreibungen 

Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen 

Netzbetriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition 

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Für die 

Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen 

ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern. die vor dem 

01 .01 .2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 01.01 .2006 aktiviert 

wurden (Neuanlage). 

Bei Altanlagen werden für den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermögens (maximal 

40 %) Tagesneuwerte als Basis für die weiteren Berechnungen herangezogen (§ 6 Abs. 2 

S. 2 Nr. 1 GasNEV). Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den fremdfinanzierten Anteil des 

Anlagevermögens bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die weitere Wertermittlung(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV). 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 GasNEV 

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs~ und Herstellungskosten nach der 

linearen Abschreibur:igsmethode jahresbezogen (§ 6 Abs. 5 S. 3 und 4 GasNEV) zu 

ermitteln. 

Zur Illustration der folgenden Darlegungen wird ergänzend ein fiktives Berechnungsbeispiel 

in Anlage II beigefügt. 

2.1. Historische AnschaffungsRund Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV 

legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. 
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Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermogens 

relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist. dass sie den 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (Vgl. § 6 Abs. 3. 4 

GasNEV). Diese Vorgabe verbietet es bspw„ Anschaffungs- und Herstellungskosten durch 

eine Rückrechnung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter 

Einbeziehung qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. Oie 

Beschlusskammer geht davon aus. dass die angegebenen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten der Höhe nach den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

entsprechen. Die Beschlusskammer behält sich vor, die Ermittlung der angegebenen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten einer weiteren Überprüfung zu unterziehen. Sollte sie 

hierbei zu der Erkenntnis gelangen, dass die vom Netzbetreiber für die Ermittlung der 

kalkulatorischen Kosten zugrunde gelegten errechneten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nicht den historischen Anschaffungs- -und Herstellungskosten 

entsprechen, wird sie von der in § 48 VwVfG normierten Möglichkeit der Rücknahme 

Gebrauch machen. 

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, insofern die in 

Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach 

allgemeiner Auffassung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem 

Betriebszweck dienen. Vielmehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem 

Betrieb dient. 

Nicht aktivierten sondern z.B. über 1nstandhaltu ngsa ufwand finanzierten 

Vermögensgegenständen fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt 

werden muss, dass diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wurden, ist 

der Netznutzer nicht durch erneuten Ansatz als Anschaffungs- und Herstellungskosten zu 

belasten. 

2.2. Netzkauf und vergleichbare Fallgestaltungen 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Abschreibungen für den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gern. § 6 Abs. 4 

GasNEV bei den Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig 

aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten („historische Anschaffungs- und 

Herstellungskosten") auszugehen. § 6 Abs. 6 GasNEV untersagt eine Abschreibung unter 

Null aufgrund des Wiederauflebens kalkulatorischer Restwerte, insbesondere auch im Falle 

einer Veränderung der ursprünglichen Abschreibungsdauer. Nach der ausdrücklichen 
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Regelung des § 6 Abs. 7 GasNEV gilt das Verbot der Abschreibung unter Null ungeachtet 

einer Änderung der Eigentumsverhältnisse oder der Begründung von Schuldverhaltnissen. In 

den genannten Vorschriften kommt die eindeutige gesetzliche Vorgabe zum Ausdruck, dass 

ein Netzkauf oder vergleichbare Fallgestaltungen nicht zu einer Erhöhung der 

berücksichtigungsfähigen Netzkosten führen darf. Insoweit hat der Gesetzgeber den 

Interessen der Netznutzer an möglichst geringen Netzkosten den Vorrang eingeräumt. Ihre 

sachliche Grundlage findet diese gesetzgeberische Entscheidung in dem Charakter der 

Energieversorgungsnetze als natürliche Monopole, die den Netznutzern regelmäßig keine 

wettbewerblichen Ausweichmöglichkeiten lassen. 

Für den Fall von Netzkäufen ist dementsprechend festzuhalten, dass ein Anspruch eines 

Netzbetreibers, bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte den Kaufpreis für 

erworbene Netze zugrunde zu legen, nicht besteht (BGH; KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W ., 

Rn. 47 ff.). Nach § 6 Abs. 6 GasNEV dürfen die Abschreibungsgrundlagen nicht verändert 

werden. was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt nur einmal und ohne Erhöhung der 

Kalkulationsgrundlage abgeschrieben werden kann. Die Regelung des § 6 Abs. 7 GasNEV 

stellt überdies ausdrücklich klar, dass das Verbot einer Abschreibung unter Null auch im 

Falle eines Eigentümerwechsels gilt. Damit wird bei einem Verkauf eine Veränderung der 

Abschreibungsgrundlage explizit ausgeschlossen. Auch aus der vielfach herangezogenen 

„Kaufering"-Entscheidung des BGH {BGH, KZR 12/97) folgt nichts anderes (so explizit für die 

wortgleiche StromNEV: BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W ., Rn. 47 ff.) 

Der Netzbetreiber hat keine Angaben zu etwaigen Netzkäufen gemacht. Die 

Beschlusskammer geht daher davon aus, dass Netzkäufe der Netzbetreiber nicht erfolgt 

sind. Sie behält sich eine Rücknahme oder einen Widerruf der Festlegung der 

Erlösobergrenzen für den Fall vor, dass der Netzbetreiber in der Vergangenheit einen 

Netzkauf getätigt haben sollte. 

2.3. Tagesneuwerte 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 GasNEV ist für die Ermittlung der kalkulatorischen 

Abschreibungen des eigenfinanzierten Anteils der Altanlagen - ausgehend von dem 

jeweiligen Tagesneuwert nach § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV - die Summe aller 

anlagenspezifisch ermittelten Abschreibungsbeträge zu Grunde zu legen. Nach § 6 Abs. 3 

S. 1 GasNEV ist der Tagesneuwert der unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung 

maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt. Die Umrechnung der 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der betriebsnotwendigen Anlagegüter 

auf Tagesneuwerte hat unter Verwendung von Indexreihen des Statistischen Bundesamtes 

nach §§ 6 Abs. 3 S. 2, 6a GasNEV zu erfolgen). 
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Aufgrund der Änderung der Rechtslage zum 1 1 2013 (§ 32 Abs. 7 GasNEV) waren die von 

der Beschlusskammer nach § 30 Abs. 2 Nr 2 GasNEV i.V.m. § 29 Abs. 2 EnWG am 

26.10.2011 bundeseinheitlich festgelegten Pre1s1nd1zes (BK9-1 1/602) nicht mehr 

heranzuziehen. Stattdessen sind die Indexreihen nunmehr nach § 6a GasNEV zu 

bestimmen: 

Gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a Abs. 1 GasNEV sind folgende Indexreihen des 

Statistischen Bundesamtes heranzuziehen: 

1. 	 für die Anlagengruppen 1.2 Grundstücksanlagen, 1.3 Betriebsgebäude, 1.4 

Verwaltungsgebäude,11 1.8 Gebäude, Verkehrswege und V.9 Gebäude (Mess-, Regel­

und Zähleranlagen) der Anlage 1 die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude, 

Bauleistungen am Bauwerk ohne Umsatzsteuer(Statistisches Bundesamt, Fachserie 

17, Preisindizes für die Bauwirtschaft); 

2. 	 für die Anlagengruppen Rohrleitungen und Hausanschlussleitungen IV.1.1 

Stahlleitungen PE ummantelt, IV.1.2 Stahlleitungen kathodisch geschützt, IV.1.3 

Stahlleitungen bitumiert, IV.2 Grauguss (> ON 150), IV.3 Duktiler Guss, IV.4 

Polyethylen (PE-HD) und IV.5 Polyvenylchlorid (PVC) der Anlage 1 die Indexreihe 

Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Umsatzsteuer (Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft): 

3. 	 für die Anlagengruppen IV.1 .1 Stahlleitungen PE ummantelt, IV.1.2 Stahlleitungen 

kathodisch geschützt und IV.1.3 Stahlleitungen bitumiert, der Anlage 1, die für den 

Gastransport mit einem Druck größer als 16 bar ausgelegt sind, a) die Indexreihe 

Stahlrohre, Rohrform-, Rohrverschluss- und -Rohrverbindungsstücke aus Eisen und 

Stahl (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise 

gewerblicher Produkte) mit einem Anteil von 40 Prozent und b) die Indexreihe 

Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne Umsatzsteuer (Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) mit einem Anteil von 60 

Prozent; 

4. 	 für alle übrigen Anlagengruppen, mit Ausnahme der Anlagengruppe 1.1 Grundstücke 

der Anlage 1, der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne 

Mineralölerzeugnisse) (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte). 

§ 6a Abs. 2 GasNEV bestimmt, dass, sofern die in Absatz 1 genannten Indexreihen des 

Statistischen Bundesamtes nicht für den notwendigen Zeitraum der Vergangenheit verfügbar 
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sind. der Ermittlung der Tagesneuwerte Ersatzindexreihen zu Grunde zu legen sind. die mit 

den in Absatz 1 genannten Indexreihen zu verketten sind , Absatz 2 regelt neben den zu 

verwendenden Ersatzreihen die Verkettungsmethod1k. Hierbei werden Verkettungsfaktoren 

bestimmt. die sich jeweils aus der Division des am weitesten in der Vergangenheit liegenden 

Indexwertes der Indexreihe gemäß Absatz 1 durch den Indexwert der Ersatzindexreihe für 

dasselbe Beobachtungsjahr.ergeben. Oie Ersatzindexreihe wird jeweils m it dem 

Verkettungsfaktor multipliziert und dadurch umbasiert. Dies führt dazu, dass die 

Preisänderung unverändert bleibt. Die Verkettungsmethodik entspricht der 

Verkettungsmethodik in den Erläuterungen des Statistischen Bundesamtes zur Fachserie 16 

und 17. 

Es sind folgende Ersatzindexreihen heranzuziehen: 

1. 	 für die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude, Bauleistungen am Bauwerk, ohne 

Umsatzsteuer a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Gewerbliche 

Betriebsgebäude, Bauleistungen am Bauwerk, mit Umsatzsteuer (statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und b) für den Zeitraum 

vor 1958 die Indexreihe Wiederherstellungswerte für 1913/1914 erstellte 

Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die 

Bauwirtschaft); 

2. 	 für die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), ohne 

Umsatzsteuer a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Ortskanäle, 

Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau), mit Umsatzsteuer (Statistisches Bundesamt, 

Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und b) für den Zeitraum vor 1958 

die Indexreihe Wiederherstellungswerte für 1913/1914 erstellte Wohngebäude 

(Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft); 

3. 	 für die Indexreihe Stahlrohre, Rohrform-, Rohrverschluss· und 

Rohverbindungsstücke aus Eisen und Stahl a) für den Zeitraum von 2000 bis 2004 

die Indexreihe Rohre aus Eisen oder Stahl (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, 

Index Erzeugerpreise gewerblicher Produkte), b) für den Zeitraum von 1968 bis 1999 

die Indexreihe Präzisionsstahlrohre, nahtlos und geschweißt (Statistisches 

Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte) und c) 

für den Zeitraum vor 1968 die Indexreihe Eisen und Stahl (Statistisches Bundesamt, 

Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte); 

4. 	 für die Indexreihe der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne 

Mineralölerzeugnisse) für den Zeitraum vor 1976 die Indexreihe der Erzeugerpreise 
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gewerblicher Produkte gesamt (Statistisches Bundesamt. Fachserie 17. Index der 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte). 

Aus den in Absatz 1 und 2 genannten Indexreihen werden gemäß § 6a Abs. 3 GasNEV 

Indexfaktoren bestimmt Der Tagesneuwert im Basisjahr eines im Jahr t angeschafften 

Anlagegutes ergibt sich durch die Multipl ikation des Indexfaktors des Jahres t mit den 

historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Der Indexfaktor des Jahres t ergibt sich 

aus dem Quotienten des Indexwertes des Basisjahres und dem Indexwert des Jahres t und 

ist auf vier Nachkommastellen zu runden. 

Gilt das Basisjahr 2010, ergibt sich der Indexfaktor des Jahres t aus dem Quotienten des 

Indexwertes des Jahres 2010 und dem Indexwert des Jahres t. Multipliziert man somit den 

Indexfaktor des Jahres t mit dem Indexwert des Jahres t, ergibt sich der Indexwert des 

Jahres 2010. Der Indexfaktor für das Basisjahr (hier: 2010) beträgt somit 1. Bei 

Anlagegütern, welche im Jahr 2006 bis 2010 angeschafft wurden, handelt es sich um 

Neuanlagen, so dass hierbei gemäß § 6 Absatz 4 der GasNEV keine Berücksichtigung zu 

Tagesneuwerten erfolgt und ein Faktorwert für diese Jahre nicht benötigt wird. 

Die neue Fassung des § 6 GasNEV sieht vor, dass für die Rohrleitungen aus Stahl 

(Anlagengruppe IV.1.1-IV.1.3 der Anlage 1 der GasNEV) Indexreihen zu verwenden sind, die 

vom jeweiligen Druck der Leitung abhängen. Für Rohrleitungen aus Stahl von höchstens 16 

bar, ist hiernach am aktuellen Rand die Indexreihe „Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk 

(Tiefbau), ohne Umsatzsteuer" (vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Preisindizes für 

die Bauwirtschaft) anzuwenden. Für die Stahlrohrleitungen, die für den Gastransport mit 

einem Druck größer als 16 bar ausgelegt sind, ist ein Mischindex anzuwenden, der sich zu 

40% aus der lncfexreihe „Stahlrohre, Rohrform-, Rohrverschluss- und 

Rohrverbindungsstücke aus Eisen und Stahl" (vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte) und zu 60% aus der Indexreihe 

„Ortskanäle" zusammensetzt. 

Die so bestimmten Index- und Faktorwerte für die einzelnen Anlagengruppen ergeben sich 

aus Anlage PI. 

2.4. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der· Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem 

01.01 .2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01 .01 .2006 aktiviert) zu unterscheiden. Alt-
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und Neuanlagen unterscheiden sich dadurch. dass für Altanlagen - im Gegensatz zu den 

Neuanlagen - eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte gemaß § 6 Abs. 2. 3 und 4 

GasNEV vorzunehmen ist. Die kalkulatorischen Abschreibungen sind gern. § 6 Abs. 5 S. 3 

GasNEV Jahresbezogen zu ermitteln. Dafur ist nach § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV jeweils ein 

Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zugrunde zu legen. 

Grundstücke dürfen nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV folgt , dass 

Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu historischen 

Anschaffungskosten anzusetzen sind. Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 

S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt 

ist. wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des 

Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In 

der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV für Grundstücke keine 

begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. 

Bauten, Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die 

Grundstücksanteile gekürzt werden. 

2.4.1. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Altanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen sind unter Berücksichtung der 

Eigenkapitalquote nach der' linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln '(§ 6 Abs. 2 S. 1 

GasNEV). Der eigenfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu Grunde zu 

legende Restwert zu Tagesneuwerten multipliziert mit der Eigenkapitalquote und geteilt 

durch die anwendbare Restnutzungsdauer; der fremdfinanzierte Abschreibungsanteil der 

Altanlagen ergibt sich aus den relevanten Restwerten zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten multipliziert mit der Fremdkapitalquote und geteilt durch die anwendbare 

Restnutzungsdauer(§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV; § 6 Abs. 2 S. 

2 Nr. 2 GasNEV). 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 2, 5 i.V.m. § 32 Abs. 3 u~d § 6 Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der 

kalkulatorische Abschreibungsbetrag einer Altanlage ist nach folgender Formel zu ermitteln: 

Restwert Restwert 
Kalk.Jahresabsdlreibung ;;: mw.. x EKQuote + ·AK/HK, x FKQuote 

· · ' Restnutzungsdauer, Restnutzungsdaue~ 

Hierbei ist die Restnutzungsdauer des Anlagegutes i (Restnutzungsdauer ) 1 gleich der 

Differenz aus der Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV und der Anzahl 

der vergangenen Jahre seit Errichtung des Anlagegutes. In der Formel beschreiben der 

Restwert TNW,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Tagesneuwerten und der 
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Restwert AKJHK.i den kalkulatorischen Restwert der Anlage 1 zu Anschaffungs- und Her­

stellungskosten. 

2.4.2. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Oie kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den jeweil igen 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen 

Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich 

demnach aus dem Quotienten der historischen Anschaffungs- und Herstellur19skosten und 

der nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV gewählten Nutzungsdauer. Eine Bewertung 

auf Basis der Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen gemäß§ 6 Abs. 4 GasNEV. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische Abschreibungsbetrag 

einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu ermitteln: 

AK/HK; 
Kalk. Jahresabschreibung, = - - ­

ND, 

2.5. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31 .12.2010 ermitteln sich auf Basis der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 

2010 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen . 

. Grundlage für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist§ 6 i.V.m. § 32 Abs. 3 

GasNEV. Grundsätzlich gilt, dass jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauern nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV linear abzuschreiben ist und die 

jeweils für eine Anlage in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die 

Restdauer ihrer kalkulatorischen Abschreibung unverändert zu lassen ist (§ 6 Abs. 2 und 5 

GasNEV) . 

. Es werden die vom Netzbetreiber angegebenen Nutzungsdauern zu Grunde gelegt, sofern 

sich diese innerhalb der Spanne der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV befinden. Liegt die 

gewählte Nutzungsdauer unterhalb des unteren Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 

GasNEV, wird der untere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV zu Grunde gelegt. 

Liegt die gewählte Nutzungsdauer oberhalb des oberen Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 

S. 1 GasNEV, wird der obere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasN~V zu Grunde 

gelegt. 
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2.6. 	 Berücksichtigungsfähige kalkulatorische Restwerte und kalkulatorische 
Abschreibungen des Sachanlagevennögens 

Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermogens zu Anschaffungs- und 

Herstellungskosten (für Neuanlagen) wurden nach den vorstehend dargestellten 

Grundsätzen ermittelt und ergeben sich - gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 6­

NB bzw Anlage 2.1-NB (Zellen 012 - 055) und bezogen auf die kalkulatorischen 

Restwerte Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) - jeweils gesondert 

für den Anteil der auf die FK- und EK-Quote entfällt und ebenfalls gegliedert nach 

Anlagengruppen - aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zellen 812 - C 55). Die Summe 

der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens ergibt sich aus Anlage 6­

NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zelle E 55). 

Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (für Neuanlagen) wurden nach den vorstehend 

dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich - gegliedert nach Anlagengruppen 

aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.2-NB (Zellen 012 - 055 und G12 - G 55) und bezogen 

auf die kalkulatorischen Restwerte Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für 

Altanlagen) - gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.2~NB 

(Zellen 812 - C55 und E12 - F55). 

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (originäre Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauern) und die durchgeführten 

Berechnungen zur Ermittlung der berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und 

kalkulatorische Abschreibungen des Sachanlagevermögens ergeben sich a~s Anlage 6-NB. 

Die Berechnungsmethodik wird in Anlage II nochmals umfassend erläutert. 

3. Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

Die Verzinsung des vom Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. § 7 Abs. 1 

GasNEV im Wege einer. kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich gern. 

§ 7 Abs. 1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

aus der Summe der 

1. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV 

2. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote 

nach § 6 Abs. 2 GasNEV 
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3 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4 Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des 

betriebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der

Sonderposten mit Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 GasNEV zu erfolgen. Bei Altanlagen sind 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 

2 GasNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf Basis der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen erfolgt die Restwertbestimmung gemäß 

§ 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 GasNEV immer zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des 

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen 

Finanzanlage- und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen Restwerte 

des Sachanlagevermögens bei Altanlagen wird hierbei durch Addition der Restwerte des 

Sachanlagevermögens zum Jahresende 201 Ound der Jahresabschreibung 2010 errechnet. 

Bei Neuanlagen die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktiviert wurden, erfolgt keine 

Berechnung des Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens, da dieser grundsätzlich Null beträgt Gemäß § 7 Abs. 

1 S. 3 GasNEV ist bei der Mittelwertbildung der jeweilige Jahresanfangsbestand und der 

Jahresendbestand zugrunde zulegen. Nach dem Grundsatz der Bilanzidentität gemäß § 252 

Abs. 1 Nr. 1 HGB müssen die Wertansätze der Eröffnungsb_ilanz des Geschäftsjahres im 

Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV mit denen' der Schlussbilanz des vorhergehenden 

Geschäftsjahres übereinstimmen. Da in der Schlussbilanz des vorhergehenden 

Geschäftsjahres die erst im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktivierten Neuanlagen 

denklogisch noch nicht vorhanden sein können, beträgt der anzusetzende 

Jahresanfangsbestand für im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. Gegen diese Bewertung 

spricht auch nicht die Regelung des § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV, da ansonsten für die im 

Basisjahr angeschafften Werte des Sachanlagevermögens, anders als für alle anderen 

Bilanzpositionen, die Mittelwertbildung aufgehoben wäre. Ersichtlich wollte der 

Verordnungsgeber durch§ 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV lediglich eine Klarstellung des§ 6 Abs. 5 

S. 	 3 GasNEV erreichen und damit deutlich machen, dass die kalkulatorischen 
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Abschreibungen jahresgenau zu erfolgen haben Auch systematisch steht § 6 Abs. 5 S. 4 

GasNEV 1n einem eindeutigen Zusammenhang zu § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV. Demgegenüber 

besteht jedoch kein systematischer Bezug zu der in § 7 Abs. 1 S 4 GasNEV geregelten 

Mittelwertbildung. Dies ware nur dann der Fall , wenn der Verordnungsgeber. abweichend 

von§ 7 Abs 1 S. 4 GasNEV. den Abschreibungsbeginn auf den 31 .12. eines Kalenderjahres 

f1ng1ert hatte. 

Nach Sinn und Zweck des § 6 Abs. 4 S. 3 GasNEV gilt das Vorstehende auch für 

Netzbetreiber die ein abweichendes Geschäftsjahr aufweisen. mit der Maßgabe. dass ein 

Zugang zum ersten Tag des Geschäftsjahres zu unterstellen ist (z.B. 01.10. des 

Kalenderjahres) . 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen(§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die Berechnung 

der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV in fünf Schritten 

zu erfolgen: 

(1 .) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote(§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV). 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals(§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV) , 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), 

(4.) 	 Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital (§ 7 Abs. 3 GasNEV) und 

(5.) 	 Ermittlung der Zinsen die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallen 

(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in Anlage 3-NB aufgeführten 

Vermögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Üb.ersieht über die 

Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich in Anlage 4-NB. 

3.1 . 	 Kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV 

3.1.1. Grundsätze 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEK 1) und den 

kalkulatorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten (BEV f) . Dabei wird auch das betriebsnotwendige 

Eigenkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen 

Anschaffungs~ und Herstellungskosten errechnet. 

Seite 15 von 27 



- ----------- - --
l 

Anlage 	1-NB 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich 

demnach aus den folgenden Positionen: 

Kalk Restwerte des betriebsnotwendigen Sachanlagevermögens 

zu historischen AK/HK 

+ Betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ Betriebsnotwendiges Umlaufvermogen 

+ 	 Grundstücke zu historischen AK/HK 

Betriebsnotwendiges Vermögen 1 (BNV 1) 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageantei l 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

= 	 Betriebsnotwendiges Eigenkapital 1(BNEK I} 

Gemäß 	§ 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der 

Quotient aus dem so definierten BNEK I und dem BNV /. 

3.1.2. 	 Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 


Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der 

Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden 

bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, 

Berücksichtigung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie 

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanlagen 

und die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen ergeben sich aus 

Anlage 3-NB (Z~llen H18 und H30). 
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3.1 .3. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 

Voraussetzung fUr die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gern. § 7 

Abs 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV. dass diese betnebsnotwend1g d. h. fur die Ourchfuhrung des 

Netzbetriebes eriorderl1ch. sind. Dass heißt. bei der 1 S d §§ 4 ff. GasNEV zu erstellenden 

kalkulatorischen Rechnung ist das Kriterium der Betriebsnotwendigkeit maßgeblich. Die 

Betnebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann nicht mit dessen b1lanz1eller 

Berucksichtigung i. R d. nach § 1 O EnWG aufzustellenden Jahresabschlusses begründet 

werden. Kürzungen bei Finanzanlagen und beim Umlaufvermögen haben keine Kürzung des 

abschließend in § 7 Abs. 2 GasNEV definierten Abzugskapitals zur Folge. Allerdings kann 

ein höheres Abzugskapitals ein höheres Umlaufvermögen rechtfertigen. Dies ist vom 

Netzbetreiber darzulegen (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 44, 

32f.). 

Bilanzrechtliche Ausgleichsbuchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten 

sind für die vorliegende Betrachtung ebenfalls nicht maßgebend (vgl. BGH, Beschl. v. 

07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 45). 

Darüber hinaus ist das Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermögens 

schon aus dem Grund nicht sachgerecht, da es sich bei den Bilanzwerten um 

Bestandsgrößen zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die Bilanzwerte stellen eine 

zeitpunktbezogene Momentaufnahme zum jeweiligen Bilanzstichtag dar. Die unveränderte 

Berücksichtigung dieser Stichtagswerte führt im Rahmen der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung zu kalkulatorischen Kosten - in Form der Eigenkapitalverzinsung ~ , 

die bezogen auf ein vollständiges Jahr ermittelt werden. Für den Geschäftsbetrieb des 

Netzbetreibers ist jedoch in der Regel davon auszugehen, dass der Bestand des 

Umlaufvermögens Schwankungen ausgesetzt ist und dass sich der Bestand zum 

Bilanzstichtag - in der Regel zum 31 .12. des Kalenderjahres - auf einem hohen Niveau 

befindet. 

Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und 

kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, als sie den Kosten eines 

effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen. Der Netzbetreiber 

muss sich daher bei seiner unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und 

Umlaufvermögen er als effizient für seinen Betrieb ansieht, an einem effizienten und 

strukturell vergleichbaren Netzbetreiber orientieren. Des Weiteren sind gern. § 21 Abs. 2 S. 2 

EnWG nur solche Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im 

Wettbewerb eingestellt hätten. 

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht dem 

wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Damit würde, wie 

der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 ausführt, „das mit der 
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Eigenkapitalquote nach § 6 Abs 2 Satz 4 GasNEV festgelegte Ziel verfehlt, das eingesetzte 

Eigenkapital auf höchstens 40% zu begrenzen weil sich eine hohere E1genkap1talquote 

unter Wettbewerbsbedingungen nicht einstellen wurde Die vom Netzbetreiber beabs1cht1gte 

Finanzierung seiner Investitionen würde vielmehr dazu tuhren . dass die E1genkap1talquote 

noch weiter anst"iege. mithin also ein Ergebnis entstunde. das sich noch weiter von dem 

Le1tb1ld des § 21 Abs 2 EnWG entfernen wurde Hinzu kommt. dass langfristige und 

erhebliche Investitionen bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen nicht aus dem 

Umlaufvermögeo finanziert werden. Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen bildet 

[„ .] ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen über das Anlagevermögen"' (vg l. BGH, 

Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 26f.). 

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Netzbetreibers durch den Finanzmittelzufluss aus 

verdienten Abschreibungen nicht hinreichend gewährleistet sein. kann dieser sich auch 

kostengünstig Kreditlinien einräumen lassen. mit denen kurzfristigen 

Zahlungsverpflichtungen begegnet werden kann. Einer kostenintensiven und damit 

ineffizienten „Hortung" kurz- und mittelfristig liquidierbarer, geldnaher 

Vermögensgegenstände bedarf es hierfür nicht. Schließlich ist auch ein langfristiges und 

damit kostenintensives Ansparen geldnaher Vermögensgegenstände für Re-Investitionen 

unter Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. 

Das Vorhalten der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen würde dazu führen. dass 

der ursprüngliche Investitionsbetrag 50 Jahre und länger in voller Höhe zu verzinsen wäre, 

während die tatsächliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so hoch ist. Die bei einem 

solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß § 4 Abs. 1 GasNEV nicht zu 

berücksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der Netznutzer widerspräche den 

Grundsätzen einer effizienten Betriebsführung. Gemäß dieses Grundsatzes erstattet der 

Netznutzer dem Netzbetreiber den Werteverzehr des Sachanlagevermögens 

(Abschreibungen) zuzüglich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals. 

Steift der Netzbetreiber diese Mittelzuflüsse dagegen anteilig oder sogar vollständig in die 

Verzinsungsbasis ein, so kommt es zu einer Doppelverzinsung und somit zu einer 

Mehrbelastung des Netznutzers. 

Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in 

Einzelfällen nicht immer fristenkongruent verfügbar sind, kann nicht abgeleitet werden, dass 

der Netzbetreiber die Kapitalrückflüsse im Umlaufvermögen vorhalten muss. In solchen 

Fällen sind die Kapitalrückflüsse - weil sie nicht mehr betriebsnotwendig sind - an die Eigen­

bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die Mittel für rentableres Drittgeschäft 

als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlau~vermögen verwenden können. 
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3.1.3.1. Umlaufvermögen 

Das Umlaufvermögen umfasst umlaufende bzw. umzusetzende Vermogensgegenstande 

Der Bestand dieser Vermogensgegenstande andert sich durch Zu- und Aogange hauf19. Im 

Gegensatz zum Anlagevermögen. welches dauerhaft dem Geschciftsbetneb dient, befindet 

sich das Umlaufvermögen nur kurze Zeit 1m Unternehmen. 

Der Netzbetreiber konnte nicht nachweisen. dass das geltend gemachte 1n vollem Umfang 

berücksichtigungsfähig ist. Hierfür hätte er nachweisen müssen. dass das geltend gemachte 

Umlaufvermögen der Maßgabe des § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 EnWG 

entspricht (vgl. BGH. Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 20). 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

in der Regel möglichst effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. 

Forderungsbestände somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den 

Betreibern von Gasversorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb 

stehende Unternehmen, so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht gegeben sein kann. 

Ein pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist ineffizient. Grundsätzlich verursacht 

vorgehaltenes Umlaufvermögen Kapitalkosten ebenso, wie jedes andere Betriebsmittel auch. 

Eine effiziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermögen in 

Gestalt von Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge erwirtschaftet und 

auch kurz- und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst geringe Erträge erbringen, 

die wegen der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer Wertvernichtung zu Lasten der 

Netznutzer führen. 

Auch die Investitionstätigkeit bzw. das Investitionsverhalten des Unternehmens ändert nichts 

an der Einstufung eines beträchtlichen Teils des Umlaufvermögens als nicht 

betriebsnotwendig. 

Der Wechsel von Investitionszyklen, d.h. von Zeitabschnitten mit erhöhten Investitionen, die 

von Zeitabschnitten mit niedrigen Investitionen abgelöst werden, gebietet keinen erhöhten 

Bestand an Umlaufvermögen. Selbst wenn die meisten Anlagegüter lange 

Abschreibungszeiträume aufweisen, sind diese in der Regel zeitversetzt, so dass aus den 

verdienten Abschreibungen Mittel für neue Investitionen zur Verfügung stehen. Werden für 

einen längeren Zeitraum keine Investitionen getätigt, ist es aus betriebswirtschaftlicher Sicht 

nicht effizient, liquide Mittel zu horten. Das Umlaufvermögen hat keine Sparbuchfunktion. 

Zum Umlaufvermögen gehören Vermögensgegenstände, deren Bestand sich durch Zu- und 

Abgänge häufig ändert. Es ist daher gerade kein dauernd dem Betrieb dienender 

Vermögensgegenstand, sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen Verbrauch dient 

(vgl. die ständige Rechtsprechung des BFH: Urteil v. 31 .05.2001 , Az..: IV R 73/00, juris: Rd.­

Nr. 1O; Urteil v. 28.05.1998, Az. XR 80/94, juris: Rd.-Nr. 30). 
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Die Investitionsfähigkeit des Unternehmens wird u a durch den Finanzmittelzufluss aus 

verdienten Abschreibungen gewahrle1stet. Sollte die Zahlungsf ahigke1t des Unternehmens 

durch den Finanzmittelzufluss aus verdienten Abschreibungen hingegen nicht gewahrle1stet 

sein. kann srch das Unternehmen auch Kred1t11n1en ernraumen lassen. mit denen 

kostengünstig kurzfristigen Zahlungsverpflichtungen begegnet werden kann . Einer 

kostenintensiven Geldm1ttelvorhaltung bedarf es h1eriur nicht. Schließlrch ist auch eine 

langfristige und damit kostenintensive Kapitalansammlung für Re-Investitionen unter 

Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. Investitionen sind erst dann zu finanzieren, wenn 

sie betriebswirtschaftlich erforderlich sind. 

Sofern aus dem Umlaufvermögen keine Zinseinnahmen entstehen, können diese nicht einer 

Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 GasNEV unterworfen werden (vgl. 

hierzu BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 28). Werden durch den 

Netzbetreiber keine Zinsen für das ausgewiesene Umlaufvermögen geltend gemacht, zeigt 

das vielmehr, dass dieses für den Betrieb des Netzes nicht notwendig ist. 

Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus, dass ein effizienter Netzbetreiber 

regelmäßig Umlaufvermögen in Höhe von jedenfalls 1/12 eines Jahresumsatzes vorhält; vor 

diesem Hintergrund ist ein dementsprechender Ansatz des Netzbetreibers grundsätzlich 

berücksichtigungsfähig, sofern entsprechende Nachweise vorliegen. Bei der Bewertung der 

Jahresumsätze des Netzbetriebs stellt die Beschlusskammer insoweit auf die 

berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen Netzkosten ab. Dabei ist berücksichtigt, dass der 

Netzbetrieb in der Regel monatliche Zahlungsströme erhält. Macht der Netzbetreiber 

hingegen Umlaufvermögen von mehr als 1 /12 eines netzkostenbezogenen Jahresumsatzes 

geltend, hat der Netzbetreiber nachzuweisen, dass der gesamte Bestand an 

Umlaufvermögen betriebsnotwendig ist und der Maßgabe des§ 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 

21 Abs. 2 EnWG entspricht (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 

29 ff.). Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass es sich beim Netzbetrieb regelmäßig 

um eine sehr kapitalintensive Wirtschaft handelt, die einer intensiveren Vorhaltung von 

liquiden Mittel nicht bedarf (s. o.). 

Die Beschlusskammer hat aufgrund des Vortra~s des Netzbetreibers im Schreiben von 

25.01 .2012 einen Anfangsbestand an Forderungen gegen verbundenen Unternehmen (z.B. 

Cash-Pooling) in 	 ._. _sowie einen Endbestand in 

Unternehmen (z.B. Cash-Pooling) berücksichtigt. Die 

des Anfangs- sowie Endbestandes der Position Kassenbestand wird 

, da der Netzbetreiber :, die die intensive 

Vorhaltung von liquiden Mitteln 
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3.1.4. 	 Betriebsnotwendiges Vermögens gemäß§ 6 GasNEV (BNV f) und 
betriebsnotwendiges Eigenkapital gemäß§ 6 GasNEV (BNEK f) 

U:"1:er Ber;;cks1ch~1g~ng de~ z:.;vor au~gefuhrten be!"t.;Cl<. S•C"''.•g.;"'gs' ah1gen kalk ulatorische11 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. der ben.icks1cht1gungsfähigen Finanzanlagen und des 

berucks1cht1gungsfah1gen Umlaufvermbgens ergibt sich das betnebsnotwend1ge Vermögen 

nach§ 6 GasNEV (BNV /)aus Anlage 3-NB (Zelle H53) bzw Anlage 4-NB (Zelle C12). 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil. des Abzugskapitals und 

des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigenkapital nach 

§ 6 GasNEV (BNEK /)aus Anlage 3-NB (Zelle H65) bzw. Anlage 4-NB (Zelle C13). 

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich aus 

Anlage 4-NB (Zelle C14). 

Rückstellungen für das Regulierungskonto werden als Rückstellungsbestand berücksichtigt, 

da diese keine einmaligen Sachverhalte darstellen und die Kapital- und 

Finanzierungsstruktur des Netzbetreibers prägen. Von dem Netzbetreiber wurden diese 

Rückstellungen nicht berücksichtigt. Daher musste eine Hinzurechnung des 

Jahresanfangsbestandes in der Höhe von .wie des Jahresendbestandes in 

der Höhe vor .n der Position sonstige Rückstellungen erfolgen. 

Darüber hinaus wurde die Position sonstige Rückstellungen um den Anfangs- sowie 

Endbestand der Rückstellung Periodenübergreifende Saldierung in der Höhe von 

3.2. 	 Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 7 GasNEV (BNV II) und 
betriebsnotwendiges Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im Überblick: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der -betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu Tagesneuwerten • Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ 	 Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu historischen AK/HK *Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ 	 K~lk . Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen 

zu historischen AK/HK 

+ 	 Grundstücke zu historischen AK/HK 

+ 	 betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= Betriebsnotwendiges Vermögen II <BNV II) 
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Steueranteil der Sonderposten mit Ruck'ageanteil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

= Betrieb~notwendiges Eigenkapital II (BNEK 111 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermogens nach § 7 GasNEV (BNV //) sind somit 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwend1gen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit 

denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der 

kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus 

finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter 

des Sachanlagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, 

Berücksichtigung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie 

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV wird auch im Rahmen der 

Berechnung des betriebsnotwendlgen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote der Altanlagen 

auf höchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dürfen die kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten maximal mit 

einem Anteil von 40 % in die Bestimmung der Basis der Eigenkapitalzinsen einfließen. Da 

die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 100 % und der Eigenkapitalquote ist (§ 6 

Abs. 2 S. 5 GasNEV), müssen die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

der betriebsnotwendigen Altanlagen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

entsprechend mit mindestens 60 % gewichtet werden. 

übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die _sich aus Anlage 4-NB (Zelle C14) ergibt, 

einen Anteil von 40% so ist diese gemäß § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV auf 40 % zu begrenzen. 

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige 

Vermögen gemäß § 7 GasNEV (BNV II) aus Anlage 4-NB (Zelle C20). Das 

betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK II) ergibt sich aus Anlage 4-NB 

(Zelle C24). 
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3.3. 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 
übersteigenden Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs 1 S 5 GasNEV ist der die zugelasse:'ie E1genkap1ta lq:..iote von r.;ax?ma! 40 =.-~ 

uberste1gende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen Soweit das 

nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betnebsnotwend1ge Eigenkapital (BNEK ff) mehr als 

40 °1, des nach dieser Vorschrift ermittelten betnebsnotwend1gen Vermogens (BNV II) 

beträgt. ist folglich das betfiebsnotwendige Eigenkapital (8NEK II) 1n zwei Anteile zu 

zerlegen. Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des E1genkap1tals, der die zugelassene 

E1genkap1talquote nicht überschreitet (BNEK II $ 40 %). sodann der Eigenkapitalanteil. der 

die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt (BNEK II > 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BNEK II::; 40%) wie folgt zu ermitteln: 

BNEK II s 40% =BNV II* 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7 

Abs. 1 S. 3 GasNEV (BNEK II> 40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 

BNEK II> 40% == BNEK II - BNEK II s 40% BNEK II- (BNV 11 • 0,4) =

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BNEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV II) beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des BNEK II zu erfolgen. 

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 

3.4. Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 
Eigenkapital · 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige 

Eigenkapital (BNEK II) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die 

Aufteilung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 GasNEV vorgegeben 

ist. Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanlagen zu Anschaffungs- und 

Herstellungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem Quotienten aus den 

kalkulatorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

den kalkulatorischen Restwerten des gesamten Sachanlagevermögens und somit der 

Summe aus den kalkulatorischen Restwerten (RW) der Alt- und Neuanlagen (SAValt und 

SAVneu). 
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Anlage 1-NB 

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu AK/HK 

I [ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu

Tagesneuwerten* Eigenkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (max. 40 %) 

+ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu

historischen AK/HK * Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (min. 60 %) 

+ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen AK/HK] 

= Anteil SAVneu 

 

 

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen (Anteil SAValt) ergibt sich aus der 

Differenz zwischen 100 % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neuanlagen 

(Anteil SAVneu). 

Der Anteil der Altanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-NB (Zelle C26). 

Der Anteil der Neuanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-NB (Zelle C27). 

J_s. Ermittlung der Zjnsen für die beiden Eigenkapitalanteile 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31 . 10.2011 , unter 

dem Aktenzeichen BK4~11/304 , den Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, 

der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 9,05 % und für 

Altanlagen auf 7, 14 % nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer festgelegt. 

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils. der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 

BNEK 11540% * Anteil SAVneu * 9,05 % + BNEK II ~40% * Anteil SAValt * 7, 14 % 

Verfügt der Netzbetreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen sind die Bilanzwerte mit 

dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen. 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird gemäß § 

32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01 .01 .2013 nach § 7 Abs. 7 GasNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich gern. § 7 Abs. 7 S. 1 GasNEV als Mittelwert des auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen. Im Einzelnen ergeben sich 

diese Werte aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten~ 

Anleihen der öffentlichen Hand", aus der „Umlaufsrendite fE;?stverzinslicher Wertpapiere 
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2004 3,6 

2005 3, 1 3,7 3,2 

2006 3,8 4,2 3J 
2007 5,0 4,3 

2008 6,3 4,0 

2009 5,5 

2010 ~o 

fJ 10 Jahre 4,96 

enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Anlage 1-NB 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der 

„Umlaufsrendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbriefe". 1 

Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden: 

Da die Zinsreihen beim Statistischen Bundesamt für alle Papiere als Monatswerte geführt 

werden, wurde zunächst ein Jahresmittelwert jeweils für die Jahre 2001 bis 2010 gebildet. 
. . . 

Aus den Mittelwerten der einzelnen Jahresscheiben wurde sodann ein Durchschnitt gebildet 

(Anlage EK-Zins § 7 Abs. 7 GasNEV). Es leitet sich für die genannten Papiere im Zßitraum 

2001 bis 2010 eine durchschnittliche Rendite von 4, 19 % ab. 

3.6. Berücksichtigungsfähige Eigenkapltalverzinsung 

Bis zu der zu Grunde _zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % ergibt sich die Verzinsung auf 

das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK II) aus Anlage 4-NB 

(Zellen C31 und C32). Für das die Quote von 40 % übersteigende betriebsnotwendige 

Diese Reihen können auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes 
http://www.bundesbank.de, unter dem Pfad: .Geld- und Kapitalmärkte > Zinssätze und 
Renditen > Umlaufsrenditen festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten" 
abgerufen werden. 
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E1gen1<.ap1ta l gemaß § 7 GasNEV (BNEK II) erg1ot s1cn a1e Verzinsung aus Anlage 4-NB 

(Zelle C33). 

4. Kalkulatorische Gewerbesteuer 

Gemaß § 8 GasNEV kann 1m Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 

sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatonsche Kostenpos1t1on 1n Ansatz 

gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer 

Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten 

Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor 

Körperschaftsteuer.2 Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt 

nicht.§ 8 S. 2 GasNEV ist entfallen. 

Die nach § 8 G~sNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den 

kalkulatorischen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn~ 

und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den 

kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn 

bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen 

Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden 

(siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[BNEK 1/540% * Anteil SA Valt * 7, 14 % + BNEK II s 40% * Anteil SA Vneu • 9, 05 % 

* + BNEK II > 40% * 3, 80 %] • Hebesatz * Messzahl 

berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anlage 5-N.B 

(Zelle C16) ausgewiesen. 

BR-Drs. 247/05 S.30. 
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5. Kostenmindernde Erlöse und Erträge gemäß§ 9 Abs. 1 GasNEV 

5.1. 	 Sonstige Erlöse und Erträge. davon Erträge aus Kassenbestand, Guthaben bei 
der Bundesbank und Kreditinstituten (Ziffer 5. 7 .2.6.) 

Soweit die Beschlusskammer den Ansatz der Netzbetreiber bezuglich der liquiden M ittel und 

der Forderungen bei der Ermittlung der berucks1cht1gungsfah1gen E1genkap1talverz1nsung 

gekurzt hat. hat die Beschlusskammer 1m selben prozentualen Verhaltn1s auch die von dem 

Netzbetreiber angesetzten Zinserträge gekürzt Daher wurden die Position Ertrage aus 

Kassenbestand. Guthaben bei der Bundesbank und Kred1t1nst1tuten in Höhe von 

ert. 

5.2. Sonstige Erlöse und Erträge, davon andere sonstige Erträge (Ziffer 5.8. 7.) 

Der vom Netzbetreiber angegebene Betrag in der Position andere sonstige Erträge in Höhe 

von wurde erhöht. Diese Hinzurechnung setzt sich zusammen 
' , • - - - - 1aus der Summe des 

J. 
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Ert6se aus Vet!caul ...,„&ltspannun115slrom 


EltO„ lllJS Oille..,nzmengen 


'°I .S.8A 

S.8 .S •02 -,„ S.8 .6 """'""' """rti;"ertöse 
Anden> ..,nsUge E!Ulloge5.8.7 104 

lb. Netdc- Lb.. l\aeh Abrug koslenmilldemdler Erf&se 10! 
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Umemehmen 
Aleleozeidlen 
BebiebsnulM!ef 
Netznumn>er 
EHB 

llnl•gengrujlpen 

Grundia:„h•ftgm. 8auam r.;.. Tronsportwesen 

8efriel>sgebludo 

„v.......ni.ngs~ 


Gleis.ruagen. ElHn!>allnwegea
15 

GescJllOs.u„l.llWng (ohne EDOJ, V•'ar:tuugolGerw): V•nr>j!Jung•elwlollhrn!il0f1
16 

Werlaeugo/GorMo
17 

Uigertinriohblng
18 

g. HardK.lre
1

»So-. 

Le i:Nl.,..„ugo
21 

Sc:hwerflllmeuge
>'> 

ZlGa.-r 

„ 

25 

26 

11 

28 

„ 

30 

Efd9a•...,roichhmg 

G1.,.inigungA!t.:lge<1 

P~undArmlrlw'e1> 

<>a.messnagon 

S-•h_,,.,,w_..<Efd9a•••rdchlar..,,,"'°") 

Lei!- .....i Eneflllelochn-.. (E'1!'Jo:s••rdthlef'ltllogon) 

- •nonl1gon (E:t'clgavordr:111e/ltllagen) 

vo-._ 

~811111Pt:-<><16w 
„ 

J3 ~~~lillld'Pl!!~>t6ber 

3' ~~--lidlodlcl\gaahOtd"'" 11U... ,;· 1 -
35 Aotwf..........,....-'illlsll1...;gen -~Ql!OICllOUI:> i.1>et :, -. ' 

36 ~a.hl~ci<111bllr 

-
:~1' 

37 Acilwlol~~nhl1''*'"11ojott->l'6br ., 
38 RoM oilung.tN'Hauunichlunle llimgan Go'ilU!J>Ju l> Oft 1 ~ 

-::.:'~ 
1 .J 
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A nlage 2.2 NB 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulalorlsche Restwerte des Sachanlagevennögens • 

EEV Energie-Ems-Veehle GmbH & Co.KG 
BKS-1113206 
12003143 
t 

Ka'llrul~uwls.cher :RHtwe'll 
0111r AKIHK-8asl• 

lilrALT-Ankgen 

Kllkulalorlsdler 'Rts-.t 
•uf 'TNW-Sasls 

IUrALT·."nlagen 

t<1lkul l.'tori1d11r Rastwtn 
aul .AKIHK-8Hlt 
fur NEU-An1>9e1> 

Ka...,l1t<1ri1chiH tt.•Nir• n 
aul AMJHK-B.1 u 1. 

fur ALT ·An••~n 

1 
1 

1 

"'• •wl•U•'••~ .,., ..,.,,_• ••• 
iur l •~ n•• ·•· 

hu .t.1, I ..,,„..,..., 

„ 

• •o;n •• · ' • • R.• •- • •„.,•._„ ._.All 4 1• ,...., "•„„••A •l•U­

IAl!langil>H1&11d) IAnl•tt~Standl tMra.n11.~be,t•nd> [EndbnUi_nd• 1l 1"41„ ......., 

f[) IEI ICI [t l 1 1• 1 I ' 

1 

31 

32 
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- Anlage 2.2. Ntt 
2.. 

Bestimmung des Ausgangsniveaus fü r die 2. Regulierungsperiode gern.§ S Abs. 1 ARegV 
]......
• 
~ IJl1temetunen 

- Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens • 

EEV Energie-€ms -Vech1e GmbH & Co.KG 

...!. AkleRZl!lctten BK!l-1118208 

.l... Belliabsn~er 1200Gl o4l 

...!... NelZ1Uml8' 1 

..!.. EHB 
10 

K.alb.Jlat<irlschiH Rti:s-tw.n 
1uf A.KIHK.a.:lio 

Ka1Wt..tori1chw Rel.twert 
o.uf TNW.auis 

~bl1tciri"ch« st..-tw.rt 
1uf l>.KJHK-llud 

KalkutU OClscl'wr Ruhn~ 
«4,lf At<IHtl-S.••• 

1 
' .... . „ u&l1Qll'I • • .„."'·"·­ -­ · 

• ul IN't/4r o .....,., 

-..arto~ •·• ' .„„. 1 • " R ee • • • 1 ., .... " "' l't.„.„ 
für ALT-Anl1gen für ALT-Anl1gen Nlr NEU·Anll!Jfll rur ALT·Anll­11•"' '"'"AL 1 ....... _,...•• 1 , ··• , ,,,,._, a.v•· 

Anl•11011i.ruppen 
4Anf•ng1be<tu11f] 4Anf•ngsbe•ti~dl C~n11ng•but.111dl •Endbit-.umti ~lnodt..11• ....„, 1 1 „.....„ ••• „ 1111 

„ [<I lt.I 1€1 .l<l 1 
1 

I• 

lll R~au-ochtuul~Duk'llorGuH 

•o 	R<>twld;ngenlHouHnlChluu le__., f'<tl\oe'ltrrlen {PE-liDl 


R0Mollungon1Haus1nschlussleilungen ~lorld (PVC)
., 
ArmmnnlAmuflurenstaüonM 

•2 

a.•okb:sctnru:sen 
'-l 

Siehemellseinrithlungen (R0Meilungon1H1us1n1Chlu„leil.o>gea) 
44 

Gasd/llerde< Venoilung 
45 

48 Hausd'uclroglef(ljh~ 

„, Mes.:seinricl'lhmgen 

~ Rogoeloinri-.v,ion 

,
9 

Sclle""'ieseinrictnungen (Mau-. Roge~ und ~J 


Lel1 · und EMrQi.tednk 1r&ss-, Rege~ und zatte...mgen)

50 

Verdic.hLer n GasmlldtanJagens
1 

S2 . Nobenanlagen (t.len·, Regel· und Zihleranlagen ~ 

5l Gebliude (Mless-. Rog•I· und U iilenmllgen] 

54 	 F......,.~-

GESAMT

55 

Sthe 6"cn 1l 



cl 
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Anlage 4-NB 
::!: 

1 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Ritgu'lferungsperf,ode gem. § 6 Abs. ·1 ARegV 
- Kalkulatorische Elgenkapltalverzinsung gern. § 7 GasNEV ..2.. 

.,..i. 
,..1. Unll!fnehmel\ EEV Eneigie-&ns-Vec:hlle GmbH& Co.KG 

-uidlen 81<9-1118208,...!. 
Be1rlebsm.mm..- 120031<43,2... 

a Nelll>.Jmmer 1...... 
+o EHS. 

. - -- - - --­
1 

Se11Mb•not .,. ~Mil• Pu• ••1urt4lf1Posllion 
91'"' ,„ ..... .-" „ 1 

'2 Belriebsnoten<liges VemlOgen vem. i 6 GasNEV [BNV 11 
1 

, Belriebsl\OIWendigiea Elgenbpital g,em. § 6 Gas~ (Bt.."EK 1)3 

„ Ggeni<apielquote• gern. § s Allsa'tl: 2 GasNEV (EJ<Q 1) 

, Frem(lkapitalquote ll"'ll· § 6 Absatz 2 GuNEV (FKO 1)5 

"6 KaCClllalOOsclleR-Atllage~en /Jtadagen zu AKIHI< mu!Uplrzle11 tnt de< Fremd'.apilal~Olle gen. § 6 AllslMZ 2 GasNEV 
--·· 

,
1 

Kai!<ulaloristlla Re5'~ Aßage•erm6gen Allanlagen zu Tt.IW mufti>izief1 mll der E1genltapd~CU! i;em. § 6 Absatt 2 GastlEV 
· - ... „ 

Kalloulai.Qrisehe Restwelt<! .Mlage....mg.e<1 NeU1anlag.e.n zu AKIHK 
18 ---· 

Blanr..- de< belriebsnotwendllen FinanzBnl&gel\ und Bfamwe<t!I lies llelriebsllotwendlgen IJmlal.IM!mulgens' 18 

6.irlobsn-..dlges Vermögen gom. § 7 G.uNEV ~Btfll 11)20 

n S!Nereruil der Son<ferposlen mit ROtklagunteil 

„ Abo.ugsltapital 

Vermslchos Fremdl:apilal23 

2• ' S.tnell111ot'wMl<llgH Elg...Uplt.11.vom..§ 7 ·GasWEV {BNEK II) 

EigenltapitarquOlle gern. § 7 GasteV (EKO U)
25 -
26 aut Allanlage<1 entfallender An'.el des belliebsnotwencfgien Sgenkapials vem. i 7 Absau 3G~EV 

-·-· 
auf Neuanla99n en.ttal:encter Anl!il cres lbetriebotlotwendigen Eigenltapllals gem. § 7 A~att 3 GasttEV

21 .­
2~ B••nr.ellsl\OMenci!P"S Elgeakapil~ gern. § 7 GasNEV bös EKO = 40 % - <l>rvOI\ enltalefltl aur Ahnlagen 

Betiiebsna!Wen<lges Elge<1kapita1 gern. § 7 GesNEV bis 'EKO = 40 % - lt.Min enöariend aul N . .,,Janliigen 
29 -- ··„ 
30 Belriebsnolwend9'1s Eigen kapital getnc § 7 GasNEV übe< EKO =40 % .·- ... 

Ve!Zfnsung des1Je!rieb"1oo.enGlgen Eogentapit.als (§ 7 GasNEVJ bis EKO =40%- daYOn enlfalend aur Atanlagen
31 

32 Ve!ZfOSUllQ - -obsnoo.enlllgen Elgen\:apitals (§ 7 GasNE~bss EKO =40% - da...n enllafe<ld auf Ne<Janlagen 
·- --. 

Ve121nsung Cles belriebsn-lgen Elget lloapilDls (§"7 GasNEV) ijbe< EKQ = 40%33 

3• SUMME Elgenuplt.11..nlMur>g 

­

­
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A B 

T -

3-
4-
5- Unternehmen 

6 Aktenzeichen-
1 Betriebsnummer-
a Netznummer-
9 EHB 

Tci" ' 

Bestimmung des Ausgangsni,veaus für die 2. Regulierungsperiode gern. § 6 Abs. 1 ARegV 
- Kalkulatorische Gewerbesteuer gern.§ 8 GasNEV ­

EEV Energie-Ems-Vechte GmbH & Co.KG 

BK9-1118208 

12003143 
1 

-

11 

12 Hebesatz 

13 
Steuermesszahl 

Position Po~lt10nen gern . GasNEV 

-

- -
1 

1 Gewerbesteuersatz
14 --- -·· - - . 
15 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gern. § 7 GasNEV 


Ka1kulatorische Gewerbesteuer gern. § 8 GasN·EV
16 --- ·- · l 

Seile 10 von 13 



~=~~===A~:::r:::::::::::::::::::a[::::::::::::::::::J:::Jc~::Jc:::::~:::::r:::::~::::Jc:::J::::r::::::c~:::::r::::::::::::r:::::::::::r::::::::::r::::::::::::r:::::::::J::::::::::r~.:::~~ ~~ 
Anl.aga 6 N II 

Bestimmung des Ausgangsniveaus für die 2. Regulierungspe-rlode gern. ~ 6 Abs 1 AR911V 
- Ermittlung der ber{]cblchügungsflh1gen kaJk. Restwerte und ltilk. Abschrelbun9en dH Sui'l•n•a<1••„'"'"""" ' 
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